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Eine bedenkliche Löſung.
Bor der Abſendung der Entente Antwort auf das Sicherheitsangebot der deutſchen Regierung.

Das Rheinland
als Operationsfeld?

9 ſer Paris, 9. Juni. (Radiomeldung.)ie Pariſer Preſſe bezeichnet die geſtern in Genf erfolgte Eini
gung zwiſchen Briand und Chamberlain als das bedentendſte diplo
matiſche Ereignis ſeit dem Friedensſchluß. Trotz der großen
r die ſich Briand in ſeinen an die Preſſe gerichtetenNitteilungen nach den Genfer Berichten auferlegt hat,
lichen die Blätter zahlreiche Einzelheiten über das zwiſchen Eng
land und Frankreich über die Frage des Garantiepaktes zuſtande

ge S rDas zwiſchen den Regierungen von Großbritannien, Frankreiund Belgien erzielte Abkommen ſtelle den formellen Beſchluß re

hritanniens feſt, die Rheingrenze, ſo wie ſie der Verſailler Vertrag
feſtgelegt habe, zu verbürgen und jede Verletzung der territorialen
und militärifchen Klauſeln, die die Rheingrenze garantieren, als
Kriegsgrund zu betrachten.
Was die Oſtgrenzen Deutſchlands betreffe, ſo erkläre

Großbritannien ausdrücklich, daß es der Stipulierung des Ver
ſailler e t ln e England für die Rhein
grenze gegebenen Garantien erſtreck nicht auf die Grenzenvon Polen und der Tſchechoſlowakei. Sce en unter
dem Schuts der Völkerbundsſatzung. Außerdem laſſe England
Frankreich ſeinen Verpflichtungen allgemeiner Art
die Form zu geben, die am beſten den Jntereffen ſeiner Alliierten
entſpricht, vorausgeſetzt, daß jedes Abkonrmen dem Geiſte und dem
Buchſtaben der Völkerbundsſatzung entſpricht. Endlich
wird im franzöſiſch engliſchen Abkommen formell erklärt, daß
Frankreich in dem Falle, in dem ſeine Alliierten das Opfer eines
nichtprovozierten Angriffs würden, berechtigt ſei, ſich der entmili
tariſierten Rheinlandzone als Operationsfeld zu bedienen, um
ſeinen angegriffenen Alliierten zu Hilfe zu eilen. Was die Zu
laſſung Deutſchlands zum Völkerbund anlange, ſo
ſeien die Regierungen von Paris und London dahin überein-
gefommen, zu erKären, daß dieſer erſt in dem Augenblick erfolgen
künne, in dem der Sicherheitspakt vollkommen den zwiſchen den
beiden Regierungen feſtgelegten Beſtimmungen entſpräche. Die
wegt ſoll bereits in zwei bis drei Tagen in Rerlin übermittelt

rden

Die Antwort auf das deutſche
Sicherheitsangebot.

Noch in dieſer Woche
Genf, 9. Juni. (Radiomeldung.)

Die beiden Außenminiſter Briand und Chamberlain
gaben geſtern nachmittag den Preſſevertretern übereinſtimmend
die Erklärung ab, daß jetzt in der Frage des Sicherheitspaktes
zwiſchen England und Frankreich eine vollkommene Eini-
gung erzielt ſei und daß die Antwortnote auf das deutſche Sicher
heitsangebot noch in dieſer Woche abgeſandt werde. Die Note werde
den Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund erleichtern. Uebrigens
werde bei Abſchluß des Sicherheitspaktes der Völkerbund eine
große Rolle ſpielen. Polen und die Tſchechoſlowakeibrauchten jetzt nicht mehr für ihre Grenzen zu fürchten. Lediglich
von Deutſchlands Haltung ſoll jetzt die endgültige Sicherung des
Weltfriedens abhängen.

Die Formulierung, daß die endgültige Sicherung des Welt-
friedens lediglich von der Haltung einer entwaffneten Nation
abhängen ſoll, iſt zweifellos ſehr kühn. Wir nehmen zugunſten
der beiden Außenminiſter an, daß die Preſſevertreter ſich im Drange
der Geſchäfte verhört haben.

Die engliſche Preſſe über das
Abkommen Briand-Chamberlain.
Die Sorge um die nicht genügende Gegenſeitigkeit.

London, 9. Juni. (Radiomeldung.)
Die halbamtliche Verſion der Havas-Agentur über das zwiſchen

Chamberlain und Briand in Genf erzielte Abkommen in der
Frage des Sicherheitspaktes erregt in der Preſſe großes Aufſehen.
Der diplomatiſche Berichterſtatter des Daily Telegrapih“
ſchreiht, der Havasbericht enthalte keine Andeutung, daß der' Pakt
gegenſeitig ſei und daß Großbritannien' ſich verpflichte. Deutſch
lands Weſtgrenze eine Garantie zu geben, die der entſpreche,
die es bereit iſt, Frankreich und Belgien zu gehen. Gegenſeitigkeit
er aber die Grundlage der urſprünglichen Vorſchläge und auch
der britiſchen Politik geweſen. Zweitens ſei bemerkenswert,, daß
nichts von einem Ein ſchluß Jtaliens in den Pakt erwähnt
werde, das von Deutſchland eingeladen worden war, dem Pakt
veizutreten.

Daily Grap.hic ſagt, es ſei hohe Zeit, daß das britiſche
Volk über den Weſtpakt unterrichtet werde, da das franzöſiſche
Auswärtige Amt in der letzten Woche dexart phantaſtiſche Berichte veröffentlicht habe, daß die bffentricht Meinung beſorgt ſei.

Dieſe Beſorgnis ſei durch die Havasveröffentlichung

worden. „Daiky Graphic“ betont, ebenſo wie der diplomatiKorrefpondent des Daily Telegraph“, daß Chamberlain in W

drei ſorgfältig verfaßten öffentlichen Kundgebungen über den

e orgehobenund nicht mit dieſer Grundſatz ſei der Kern des
Paktes. Nach der tſer Meldung ieinſeitiges irn owenig Nei J ees für ſ eine artige Umkehrung dergen Politik von der britiſe
önnte.

Bedenken der Berliner Preffſe.
Franfreſchs Recht auf Einrücken in die ent

militarifierte Zone.
Berlin, 9. Juni. (Radiomeldung.)

Dem „Tageblatt“ kommt die in zwi Briand und
ain „etwas überraſchend“. ſei. us fraglich,ob die ſo ſchnell zuſtandegekommene Verſtändigung auf einer

Grundlage erfolgt iſt, die auch für Deutſchland annehmbar
iſt. Unter keinen Umſtänden würde dies der Fall ſein, wenn ſich
die von Havas verbreitete Meldung beſtärigen ſollte, daß Cham
berlain den Franzoſen das Durchmarſchrecht durch die entmilita-
riſierte Rheinlandzone zugeſtanden habe. Daran würde ſich auch
nichts ändern, wenn dieſes Recht nur für den Fall eines „nicht
provozierten Angriffes“ auf Frankreichs Verbündete
beſchränkt ſein ſollte.

Der „Vorwärts“ findet die engliſchen Zugeſtändniſſe an
rer „recht bedenklich“. Beſonders heikel und auf-

ärungsbedürftig iſt jene Klauſel, durch die Frankreich das Recht
behalten ſolle, im Falle eines „unprovozierten Angriffes“ Deutſch
lands auf Polen und die Tſchechoſlowakei in die entmilitariſierte
Rheinl t einzurücken. Das wäre für Deutſchland überhaupt
nur dann diskutabel, wenn der Begriff des „unprovozierten“ An
Die abſolut einwandfrei feſtgelegt und international beſtätigt
würde.

Die Verſuche der vorjährigen Völkerbundsverſammlung, dieſen
Begriff ſo klar zu definieren, daß daraus keine Kautſchuk
beſtimmung wird, find nicht vollkommen geglückt. Es müßte
jedenfalls eine wirklich unparteiiſche Körperſchaft, wie der Jnter-
nationale Schiedsgerichtshof im Haag, mit dem Urteil über das
Vorliegen eines provozierten und unprovozierten Angriffes befaßt
werden und nicht etwa der Völkerbundsrat.

Ein dürftiges Dokument.
Die materiellen Grunölagen der Nichträumung

Kölns.
Paris, 9. Juni. (Radiomeldung.)

Der Bericht der alliierten Militärkommiſſitonin Berlin, der die materiellen Unterlagen für die von
der Botſchafterkonferenz in der Entwaffnungsnote gegen Deutſch-
land erhobenen militäriſchen Anklagen geliefert hat, wird heute
in den alliierten Hauptſtädten veröffentlicht. Man kann dieſe
Publikation nur begrüßen, denn dieſes Dokument ſetzt in ſeiner
Armſeligkeit die Fadenſcheinigkeit der von der Entente für die
Nichträumung der Kölner Zone vorgebrachten Vorwände in das
richtige Licht. Man begreift nach ſeiner Lektüre, warum die Bot-
ſchafterkonferenz nahezu fünf Monate gebraucht hat, um aus
dieſem kläglichen Material ihre Anklagen gegen Deutſchland auf-
zubauen und warum ſie dazu noch der Unterſtützung der in dem
Komitee von Verſailles vereinigten höchſten militäriſchen Au-
toritäten der Entente bedurft hat. Man begreift danach, warum
die Frage der Veröffentlichung dieſes Dokumentes den Gegen-
ſtand wochenlanger Kontroverſen zwiſchen London und Paris ge-
bildet hat. Der Bericht enthält an Tatſachenmaterial nichts, was
nicht ſchon in der Note der Botſchafterkonferenz bekanntgeworden
wäre. Es ſei denn die Aufzählung der Schwierigkeiten, auf vie
die Kontrollkommiſſion bei den deutſchen Militärbehörden geſtoßen
war und die ſie nach ihren eigenen Angaben durch Beharrlichkeit
und Geduld zu beſeitigen. vermocht hat. Nach allem wird in
weitſchweifendſter Art geſchildert, wie ein deutſcher Gend ar
meriewachtmeiſter ſeine Berichte zu formulieren pfleat,
Es iſt das die ſubalterne Arbeit von Beamten, die den erhaltenen
Jnſtruktionen gemäß deutſche Verfehlungen feſtzuſtellen hatten,
und ſich dieſer Aufgabe gewiſſenhaft und mit großem Fleiß ent
ledigt haben, indem ſie einen über den etatsmäßigen Beſtand
hinaus vorgefundenen Hoſenknopf in Verbindung mit dem
Friedensvertrag gehracht, haben. Die Note der Botſchafter-
konferenz behauptet, daß die alliierten Kabinktte in ihren Forde
rungen an Deutſchland nur den weſentlichſten der von der
Kontrollkommiſſion gemachten Feſtſtellungen Rechnung gerragen
bätten Jm Gegenſatz hierzu wird man in dem Bericht vergeb
kich nach irgendeinem Verſtoß gegen die Buchſtaben des
Friedensvertrages ſuchen, der in dieſer Note Aufnahme gefunden
hätte.

Halle (Saale, 9. Juni.
Beveits am vergangenen Freitag ging durch die Preſſe eine Mel

dung, die wir unter der Ueberſchrift „Ausfuhr von Men
ſchen wiedergaben und in der es hieß, daß in Genfer Kreiſen,
alſo in Vö t die Frage der eventuellen Auswande
rung von 60 000 öſterreichiſchen Arbeitsloſen erwogen worden ſei.
Dieſe Meldung iſt in den wächften Tagen verſchiedentlich er gänzt
worden und wir erhalten heute die Mitteilung, daß der Direktor
des amerikaniſchen Arbeitsamtes, Magnus, die Anſicht vertreten
habe, daß Amerika bei der Aufnahme von 40 000 öſterreichiſchen
Arbeitsloſen trotz augenblicklichen Einwandernngsverbotes ſchließ
lich keine Schwierigkeiten machen werde.

Die diesbezüglichen Meldungen haben in der Preſſe wert weniger
Beachtung
der Sache es eigentlich erherſcht. Die Ententepreſſe, ſowohl die
Zeitungen der großen Entente wie der kleinen Entente, hüten ſich
wohlweislich, an dieſem Problem zu rühren, weil ihnen hinſänglich
bekannt iſt, daß der von der öſterreichiſchen Regierung beabſichtigte
Menſchenexport eine Folge des Friedens von St. Ger
m gain iſt deſſen Folgewirkungen für Oeſterreich faft noch kato
ſtrophaler als die Auswirkungen des Verſailler Diktats für Deutſch
land ſind. Man ſtelle ſich einmal vor, daß das von der Entente
zerſtückelte Deutſchöftereich eine Geſamteinwohnerzahl von zirka
6 Millionen Menſchen hat. Die geplante Ausſtührung von Arbeits
loſen in Höhe von 60 000 bedeutet alſo einen bevölkerungs politiſchen
Aderlaß der öſterreichiſchen Nation um 10 Prozent. Dabei muß
berückſichtigt werden, daß, wenn das Ausland ſich bereit erklärt.
dieſe aufgunehmen, es ſich zumeiſt um qualifigierte, begehrte Ar
beitskräfte handelt.

Die Entente hat aus Oeſterreich einen wirtſchaftlichen
Krüppelſtaagat gemacht, wie er in der Vöblkergeſchichte nicht
zum zweitenmal angetroffen wird. Die Entente hat unſer deutſch
öſterreichiſche Bruderland, wie jetzt immer klarer wird, jeder Mög-
lichkeit der ſelbſtändigen ökonomiſchen Fortentwicklung berautbt.
Dieſe Erkenntnis bricht ſich auch bei den Machern des Friedens
von St. Germain in ſteigende Maße Bahn, was allein durch
die Pariſer Propaganda für die ſogenannte Konföderation der
Donauſtaaten zum Ausdruck kommt. Ein künftliches Gebilde, das
bei der widerſprechenden Art der Jntereſſen der in Frage kommen
den Staaten von vornherein als totgeborenes Kind bezeichnet wer
den muß. Hinzukommt, daß dieſe Abſicht der Entente in direktem
Gegenſatz zu der Proklamation des Selbſtbeſtimmungs-
rechtes der Völker ſteht. Die übergroße Mehrheit unſeres
deutſchöſterreichäſchen Brudervolkes ſtrebt die Vereinigung mit dem
Mutterlande an. Wir erinnern uns noch mit Rührung der Worte
des öſterreichiſchen Generals Körner in einer der letzten Wahl
verſammlungen im Halleſchen „Volkspark“, wo der genannte
General unter dem brauſenden Beifall der Arbeiterſchaft aus
führte, daß Millionen öſterreichiſcher Herzen mit heißer Sehnfucht
jenem Tag entgegenſtreben, wo das deutſche und das deutſchöſter
reichiſche Volk wieder in ein gemeinſames Vaterland münden
werden.

Wir wiſſen, daß dieſer Tag noch nicht gekommen iſt. Wir wiſſen
aber auch, daß dieſer Tag kommen muß, und wir ſehen an den
grauſamen Abſichten des öſterreichiſchen Menſchenexports, daß die
Entwicklung der öſterreichiſchen Verhältniſſe geradezu nach einer
Vereinigung mit Deutſchland ſchreit. Und wir werden es erlleben,
daß die franzöſiſchen und die engliſchen Stimmen, wie die Stimmen
der ganzen Kulturwelt, ſich ſchließlich in der Forderung vereinigen
werden, dem Streben der beiden Völker nach Zuſammenſchlatß end-
lich ftattzugeben.

Wenn heute in Frankreich die öffentliche Meinung gegen diefen
Zuſammenſchluß arbeitet, ſo geſchieht das meiſt aus der Furcht
heraus, daß die Vermehrung der deutſchen Einwohnerzahl eine
verſtärkte Bedrohung Frankreichs im Sinne der deutſchen Revanche-
athleten bedeutet. Auch in dieſem Zuſammenhange hoffen wir,
daß der von der deutſchen Regierung angeregte Sicherheits-
pakt in einer Form realiſiert wird, die den ängſtlichen Franzoſen
die Ruhe wiedergibt. Wir ſind der Ueberzeugung, daß dann auch
die Frage des Anſchluſſes von Deutſchöſterreich an Deutſchland
wohlwollender behandelt werden wird, zumal der Widerſinn
des gegenwärtigen Getrenntſeins beider Staaten immer ſtärker
in die Augen ſpringt. Die italieniſchen Bedenken wegen der
Brennergrenze werden in demſelben Augenblick fallen, wo den
Jtalienern von deutſcher Seite verſichert wird, daß niemand daran
denkt, eine Verſchiebung der durch die Friedensverträge gezagenen
Grenzen durch Gewalt vorzunehmen.
Der beabſichtigte Menſchenexport als ſolcher zeigt mit wahrhaft
erſchreckender Deutlichkeit, welche Untaten im Namen des Friedens,
der Freiheit und des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker von den
fanatiſterten übermütigen Siegerſtaaten gegen die wehrloſen Be

fiegten verübt worden find. Das Beiſpiel, daß eine Nation mit

re
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Welt ſo neugeordnet haben, daß die Grenzenfragen
elfe- beteiligten Völker tagaus tagein in größter Unrithe halten.

Der beabſichtigte Menſchen Erport.
Genf, 8. Juni. Eig. Drahtbericht.)Die öſt erveirhiſchen

ben Direktor des amerikaniſchen A Magnus, der alsBeobachter in Genf weilt, das Auswanderungsproblemder öſterrei nene Magnusvertrat die daß an ſich die Arfnahme von 40 000 Arbeits
loſen keine ierigkeiten bereiten würde, daß aber das augenbrickliche Verbot die Aufnahme verhindere. Da eine genaue
Simivandererquote für jedes Land vorgeſchrieben ſei, könne nur

ein Aenahmegeſetz Oeſterreich geholfen werden. Zu dieſem
ſolle Oeſterreich entſprechende diplomatiſche Schritte ini unternehmen und gleichzeitig dem amerikaniſchen

Tr e e wer r e rkcarmiſfton Arbeitsamtes en r eine Oeſter-
werden. Erſt

Sitzung des Bölferbundsrates.
Engiand und die deutſchen Oſtgrenzen.

Genf, 9. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Der Böokerburrdsrat hielt c h h en unter dem Vorvon Quinone s J ungsſtgng ab.r vor Huysdm r ß— ien) waren Mit

Es warden nur m und politiſche
Art Das Problem des Aus-der Mmoritaten wurde bis zur näch-

ſten erſchoben. Der Streitfall wegen der Austreibungirchiſcher Pagriorgen aus Konſtantinopel iſt durch Verzicht
nun der a erredi g t worden. Der Rat nahm dann
noch die Berichte der Finanzkortrollkommiſſion, der Mandats-
kommiſſion und den Konventionsabſchluß zwiſchen Polen und
Deuttſchland über den Grwerb der polniſchen Staatsbürgerſchaft

Kenntnis und vertagte ſich bis Dienstag. Der Ausgang der
engliſchen Verhandlungen über den Sicherheits-

pa Et wird entſcheidend durch das Ergebnis des engliſchen Kron
nrts beeinflußt werden, da Chamberlain entſprechende Jnſtruk
tionen telegraphiſch u wird. England wird ſein Des-
ürtereſſement hinſichtlich der deutſchen Oſtgrenze nochmals aus-
drücklich begründen und jede Bindung ablehnen ebenſo wird
England a erherige Feſtlegung in der öſterreichiſchen Frage
verweigern.

Genf, 8. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Chamberlain erhielt am Montag die engliſche Antwort auf die

iſche Note. Die übermittelte Antwort iſt der franzöſifr
aſſung günſtig. Briand wird in den nächſten Tagenentſprechend benachrichtigen.

Keine übertriebenen Hoffnungen.
Was Franmfreich von England nicht erwartet hat.

Paris, 9. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Anukäßklich der Unterredung zwiſchen Briand und Chamberlain

am Sonntag warnt R „Journal des e vor übertriebenem Optimismu Wenn auch e Hoffnung aufeine endgültige Einigung zwiſchen London und wart berechtigt

fei, ſo ſei es doch übertrieben, davon bereits eine Regelungaller Schwierigkeiten erwarten zu wollen. Wie die Din e nunenrmal lägen, ſei es für England ganz unmöglich, e Ab
n zu „unterzeichnen die allein Frwaresh völlige eng
tuung geben könnten. Jnsbeſondere werde man von der eng-
liſchen Regierung nicht erwarten dürfen, daß ſie im voraus die

hmen Sat die Frankreich im Falle eines Konflikts
im Oſten in Erfü der eingegangenen Bündniſſe zu treffen
ſich für verpflichtet halte. Frankreich werde ſich vielmehr damit
begnügen müſſen. daß der Garantiepakt ſeine Rechte auf die da-
riber in der Völkerbundspakte getroffenen Beſtimmungen be-

änke. Frankreich werde niemals eine Generalvollmacht für
n Fall eines deutſch- polniſchen Konfliktes erlangen. Es würdedoch eine 7 Forderung lediglich den Verdacht der ganzen

Wekt anf ſich lenken.

Der Sozialpolitiſche Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrates be
ſchäftigte ſich am Montag mit der Ausdehnung der Unfall-
verſichernng auf n i Berufskrank-heiten. Von dieſen gen find mehrere bereits durchdie Verordnung vom 12. Mai d. J. den Unfällen gleichgeſtellt wor
den. Nach Anbörung hervorragender ärztlicher Sachverſtändiger
beſchloß der m mit 15 gegen 11 Stimmen der Arbeitgeber,
das Mugemgittern der Bergleute unter die Unmfallverficherung zu

Nation nicht mitanſehen will und nicht

Delegationsmitglieder haben dieſer Tage mit
rbeitsamtes

ernftlichen Vor

ſchuſſes des Reichstages tritt der Kampf zwiſchen den verein

Schuldnern und den verarmten Gläubigern in ſein des
Stadium. Die Verabſchiedung des Geſetzes über die ung
der privaten Schuldforderungen ſoll nach den Abſichten der Re
r vor dem 30. Juni erfolgen, weil an dieſem ae 3. Steuernotverordnung außer Kraft tritt. Begreiflichdaß die Vertreter der Gläubigerintereſſen noch einmal alle afte

Der ausſchlaggebende Faktor, von Dem allein es abhängt, ob dieeinſetzen, um zu retten was noch zu retten iſt.
durch den Währungeverfall vernichteten Anſprüche der Gläubiger

Fur Fahnenweihe in Schivelbein(Pomm.)
am 7. Juni,

Der Kriegerverein von Schievelbein hatte ſeinen „allerdurch
leuchtigſten“ Ausreißer in Doorn um einen Fahnennagel gebeten.
Obenſtehend der Nagel mitſamt dem Vernagelten, von deſſen
Gattung die Exemplare auch im Halleſchen Bezirk maſſenweiſe

herumlaufen ſollen.

bis zur Grenze des wirtſchaftlich Möglichen wieder anerkannt
werden, iſt die deutſch nationale Fraktion. An ſie
wenden ſich daher in erſter Linie die um ihre Zukunft beſorgten
Jnflationsopfer und hre Fürſprecher. Die einen tun es in der
Form eindringlichſter Mahnungen und Erinnerungen an die ge-
gebenen Wahlverſprechen. Zu dieſer Gruppe zählt Graf Poſa-
dowſky, der ſelbſt Mitglied der deutſchnationalen Fraktion der
Nationalverſammlung war. Während die deutſchnationale Preſſe
vor einigen Tagen den 80. Geburtstag des Grafen in hochtönenden
Worten feierte, ſchrieb er ſelbſt unter der Ueberſchrift „Jn letzter
Stunde“ für die in erſter Linie der deutſchnationalen Preſſe zur
Verfügung ſtehende „Deutſche Preſſe-Korreſpondenz“ einen Auf-
ſatz, der jedoch in keinem deutſchnationalen Blatte zu leſen war.
Graf Poſadowſky beklagt in dieſem Artikel, daß Treu und
Glauben nicht mehr gelten.
die Deutſchnationale Volkspartei für eine gerechte Aufwertung
eingetreten. Jn ihrem Wahlaufruf habe ſie erklärt, der Staat
müſſe wieder ehrlich werden allen ſeinen Bürgern gegenüber. Jm
Juni 1924 habe der Vertreter der Deutſchnationalen Partei im
Reichstag es für die verdammte Pflicht und Schuldigkeit jeder
Partei erklärt, die Wege für eine gerechte Behandlung der
Gläubiger zu zeigen. Das Enteignungsrecht der 3. Steuer
notverordnung müſſe, ſo habe der Vertrete der Partei weiter

ſtellen. erklärt, wiedergutgemacht werden. Die Partei habe ſich auf den

Deutſchnationale Korruption.
Mit der Wiederaufnahme der Arbeiten des Aufwertungsaus-

Beſonders nachdrücklich ſei habe

Beſtſchen Entwurf berufen. Alsbald nach ihrem Eintritt in dieRegierung eher ſich die Deutſchnationalen aber auf eine ſo-

„mittlere Linie“ zurückgezogen, die keine ſei. Herr Beſte darum aus der Fraktion ausgeſchieden. Das Kompromiß

werde eine Enttäuſchung hervorrufen, die auch auf politiſchem
Gebiete die ernſteſten Folgen haben werde. Es müſſe verbitternd
auf die G wirken, wenn man i den größten Teil ihres
Vermögens e, während die uldner im Beſitz ihrer
Sachgüter verbleiben, die vielfach einen weſentlich höheren Wert
wie vor dem Kriege darſtellen. Mit dem Kompromiß werde der
Ken Knoten allerdings durchgehauen, aber zum ſchwer-

en Schaden der Gläubiger und zur Bereicherung der Schuldner. Die Hoffnung, daß dieſes Kompromiß
zur Verſöhnung der Gegenſätze beitrage, werde ſich nicht erfüllen.

Graf Poſadowſkhy iſt von Bitterkeit erfüllt über die Mißachtung
von Treu und Glauben in der politiſchen Praxis ſeiner Partei
freunde. Er ſcheint jedoch noch ein letztes Fünkchen von Hoff-
nung zu hegen und formuliert daher ſein Urteil noch nicht end
gültig. Weite Kreiſe der bisherigen deutſchnationalen Anhänger-
ſchaft haben dagegen längſt alle Hoffnungen aufgegeben und der
Partei ihr Urteil geſprochen. So ſandte der „Reichsverband der
Beſitzer deutſcher Anleihen E. V.“ der deutſchnationalen Reichs
tagsfraktion folgende Erklärung:

„Die Deutſchnationale Volkspartei hat im Wahlkampf Ver-
g in der Aufwertungsfrage, von denen wirann en mußten, daß ſie auf Grund ſorgfältigen Studiums

gemacht worden ſind. Nach den eigenen Erklärungen der
Deutſchnationalen Volkspartei ſind dieſe Verſprechungen
II cht fertig gegeben worden. Wir erklären hiermit, daßJ niemals die Deutſchnationale Volkspartei ge

hätten, ſt uns dieſes bekannt geweſen wäre. Eine
rtei, die leichtfer tig Verſprechungen macht, die ihren eigenen

ngaben nach nicht innezuhalten ſind, kommt für unſere Mit-
glieder nicht mehr in Frage. Nationale Jntereſſen werden auch
durch andere Parteien vertreten. Wir müſſen daher die Wahl
vom 7. Dezember 1924 für ungültig erklären.“
Aehnliche Kundgebungen ſind in den letzten Wochen, wie wir

genau unterrichtet ſind, der deutſchnationalen Fraktion aus allen
Teilen des Reiches in großer Zahl zugegangen. Wird damit den
Deutſchnationalen in aller Deutlichkeit ihr Wahlbetrug be-
urkundet, ſo muß noch auf ein Moment aufmerkſam gemacht
werden, das bisher nicht gebührend beachtet worden iſt.

Vor einigen Wochen ſchon waren in einem Berliner Blatte
Andeutungen nach der Richtung zu leſen, daß im Reichsrat und
Reichswirtſchaftsrat Perſönlichkeiten an der Beſchlußfaſſung über
die Aufwertung mitgewirkt hätten, die ſelbſt als bereicherte
Srhuldner an einer niedrigen Aufwertung intereſſiert ſeien. Merk-
würdigerweiſe blieben in dieſen Andeutungen die Mitglieder des
Reichstags verſchont. Es ſcheint aber auch hier zu ſtinken. Jn
einer Erklärung des aus der deutſchnationalen Fraktion aus
geſchiedenen Abgeordneten Dr. Beſt, die in den letzten Tagen
an die Oeffentlichkeit kam, findet ſich der aufſehenerregende Satz,
daß die Kompromißverhandlungen mit dem Reichskanzler von
ſolchen Abgeordneten geführt wurden, die an der Aufrecht-
erhaltung des beſtehenden Zuſtandes ein erhebliches Jntereſſe
hätten, daß dagegen die anerkannten Aufwertungsfreunde unbe
rückſichtigt blieben. Und in einem dieſer Tage im „Vorwärts“
veröffentlichten Aufſatz eines gleichfalls aus der Deutſchnationalen
Partei ausgetretenen Wortfihrers der Gläubiger und Sparer iſt
zu leſen, daß die meiſten Fraktionsmitglieder der 7
nalen Fraktion ihre perſönlichen Jntereſſen in der Auf-
wertungsfrage nicht zurückftellen.

Jm Jntereſſe der politiſchen Reinlichkeit muß gefordert werden,
daß die Wiſſenden klar Farbe bekennen. Die Oeffentlichkeit hat
ein Recht zu erfahren, ob die in Abgeordnetenkreiſen verbreiteten
Gerüchte auf Wahrheit beruhen, daß ein deutſchnationaler Ab-
geordneter nach Kenntnisnahme von dem Beſtſchen Entwurf
entſetzt äußerte: „Wenn das angenommen wird, muß
meine Frau 500000 Mark zgahlen“; daß ein zweiter
deutſchnationaler Abgeordneter als großer Gutsbeſitzer in Rück
ficht auf die Anſprüche engſter Familienangehöriger auf eine
niedrige Aufwertung hinarbeite; daß ein dritter deutſch
nationaler Abgeordneter als Vertreter einer zahlungsfähigen
mit Papiermarkſchulden belaſteten Geſellſchaft ſchon den Auf
wertungsfatz von 25 Prozent als kaum tragbar bezeichnet

Wir zweifeln nicht, daß die deutſchnationale Preſſe, die ſich in
ihrem Kampf gegen die Barmats als die geſchworenſte Feindin
jeder Korruption erwieſen hat, nur auf dieſe Dinge aufmerkſam
gemacht zu werden braucht, um ſofort mit uns den ſchärfſten
Kampf gegen dieſe wirklichen Korruptionserſcheinungen aufzu-
nehmen. Die Sauberkeit des politiſchen Lebens erfordert, daß vor
der endgültigen Entſcheidung in der Aufwertungsfrage Klarheit
darüber geſchaffen wird, inwieweit die zur Entſcheidung Be-
rufenen durch perſönliches Intereſſe beeinflußt werden. Vielleicht

Die Stellung der Meiaphufik in der
Philoſophie.

Generaiverfammiung der Kantgefelfchaft.
Sett dem Hriegsende, wo die verſchiedenartigſten muyſtiſchen Be

wie
in das

W die r ſelbſtändigee zu behaupten im kraſſeſten Gegenſatz zum Poſitivis
der ausſchließlich nur vom Gegebenen ausg und jeglicheReiape v verwir Die Ta der Kantgeſellſchaft am Frei-

tag, dem 5., und Sonnabend, 6. Juni, die in der Aula der
hieſigen Univerſität ſtattfand, an der eine nicht geringe Zahl be
deutender Männer Deutſchlands und zahlreiche ausländiſche Gäſte
deilnahmen, fo der w. n w Beziehung der Meta-
pynnr r P e Geitſtes und rwiſſenſchaften gewid

Wort aphyſtk hieß urſprünglich die in der Andenn nach der
„primao filosophiae d. h. der Philoſophie der Weltanſchauung.
Im Laufe der Jahrhunderte wechſelt der Begriff der Metaphyſik.
Bald bezeichnet der Ausdruck das über die Natur hinausgehende von
etwas der Sinneswahrnehmung eine Wiſſenſchaft
aus reinen Begriffen, bald eine abſchließende Verarbeitung desMaterials der Erfahrung und der Wiſſenſchaft im Sinne eines
Totalttätsdenkens. Die metaphyſiſchen r können
ſein, die Frage nach allgemeinen Weſen des Seienden über
haupt, die Fragen betreffs des Verhältniſſes Goktes zur Welt, des3uſammenhanges des eſchehens uſw.

Stellung neben der

De V der Tagung war der Frage „Met ungslehre“, die die Lehre von den Ordund Wer beſtimmt. Prof. Siebert (Berlin) begrü r e veſf fei, was ich mir habe es iſt diedie Teilnehmer aufs h und erteilte r Lehre von der thett der „Or Sie hat es
Halle) das Wort, der ortragsrethe erö Profeſſor mit dem Wiſſen, aber nicht mit der Erkenntnis zu tun. Sie ge
Menzer gab ein ſehr klares Bild der met e in
der Geſchichte der Philoſophie von Thales und Anaxime-
ne s bis in die Gegenwart und entwarf eine Logik des metaphy
ſiſchen Denkens. Jnhaltlich muß die Metaphyſik auf höchſte, letzte
Wahrheiten verzichten, formal. d. h. die bloß Form des Seins
oder Denkens betreffend, ein Ginheitsprinzip im Sinne der Kant-
ſchen regulativen Jdeen. Letztere iſt ein Grundſatz, der die Regel

r Anthropoſophie u. a. fich mehr und Prob
e Denken hineinſchlichen, verſucht

So des Ariſtoteles kommenden Bücher der chen.

zu einem beſtimmten Verfahren, insbeſondere zu nie abzuſchliezender einheitlichmethodiſcher Erweiterung der Erfahrung
über jedes gegebene Stadium der Erkenntnis hinaus enthält alſoein reines Ingip der Vernunft. Prof. Menzer hat ſich endgültig

weder für noch gegen die Metaphyſik erklärt.
Viel gefſtreicher, deutlicher und klarer in ſeiner Frageſtellung

hat Profeſſor Nikolai Hartmann (Marburg) geſpr Erunterſchied eine Metap zyſik der Spekulation, eine Metaphyſik det
leme und eine Metaphyfik der Behandlung der Probleme. Die

Metaphyſik der Spekulation lehnte Prof. Hartmann im Anſchluß
an Kant aufs energiſchſte ab. Die Metaphyſik der Probleme ſei
„natur Unlösbare Problemreſte gab und gibt es in
allen Gebieten der Wiſſenſchaften, deswegen läge aber noch garkein Grund vor, dieſe Probleme für unlösbar zu halten und ſt

als etwas Jrrationales, d. h. etwas, was ver nicht er
faßt werden könne. dahingzuſtellen. Jedes Exlehpie ſei im Grunde
irrational. Die Begriffe der Metaphyſik (z. B. die Wirklichkeit
überhaupt) find nicht an fich unerkennbar. fondern unerkennbar
nur für uns. Wenn wir das nicht löſen können, ſei es noch gar
kein Grund von einem „Bedürfnis des Jrrationalem“ zu ſpre

Jm Gegenteil, man müſſe „ſchonungslos“ gegen dieſe Anſicht ins Feld ziehen und die nüchternſte Forſchung treiben. Wegen

der der 77 ſehr eit wurden die folgenden Vorträge
en Herren Prof. E ſt er e rof. Schmalen-bach (Göttingen) und Privatdegent D leßner (Köln)

S r gehalten. Jntereſſant war die Ste ungnahme vonmalenbach, der das Sehen vor das „Denken“ ſtellte und
einen gewiſſermaßen phänomenologiſchen Standpunkt vertrat.

Die Nachmittags Sitzung des Freit eröffnete Prof. Drieſchmit dem Thema: Dre labott um und Naturwiſſenſchaft.“
pgig)

hier ſein Syſtem. Er ſprach hunde

aus von dem „Jch erlebe denkend“. Die re die
r S ichen sehr z bei S. Drieſch h itſatz zur Wir te vder Metaphyfik iſt, wo nicht geordnet, pudern et werben werden ſoll.

dieſem Thema ſprachen noch Becher
rof. Reichenbach (Stuttgart),

Prof. Dingler (Münchem).

Prof. elektr

Tag des Kongreſſes (6. Juni) war dem Thema:See i und n enſchaft“ gewidmet und durch Prof.
W. Stern eröffnet. Prof. Stern verneint die Metaphyſik alsSee ſie muß aber möglich ſein und einen Glauben an
Sein und Werden darſtellen. Metaphyſik iſt der Religion nahe
Wegen nur iſt die Religion ein fertiges Syſtem, n
dagegen iſt ſuchend, ſchöpferiſch, nicht mechaniſch. Prof. Stervertritt den Standpunkt des eigen di die Fuſananen
ſetzung der Welt aus Perſonalen, d. en in irgend-einem Grade bewußten Einheiten. w. ſtimmt meta-
phyſiſch die Perſon als ein ſolches Exiſtierendes, das trotz Viel-it der Teile eine reale eigenartige und eigenwertige Einhrit
ildet und als ſolche trotz der Vielheit der Teilpunkte eine ein-

heitli zielſtrebig Selbſttätigkeit vollbringt. Perſon i „meta
phyſi Sein“. Die Welt iſt ein Stufenbau von Perſonen. Die
Schlußvorträge hielten Prof. Ziegler (Achberg bei Lindau),

t Prof. Hofmann G(GBerlin), Prof. Guttmann (Berlin). S.

Maffenfälſchungen von KunſtAltertümern. Großes Aufſehenerregt, wie dem Fuwſſwanderer aus Neuyork geſchrieben wird,

die Entdeckung, daß ſich im Metropolitain Muſeum of Art zahl
reiche Fälſchungen von Altertümern befinden. Profeſſor Coling
Fink iſt von den Muſeumsbehörden ſeit längerer Zeit damit ke-
auftragt worden, e äghptiſche und etruskiſche Bronzen auf

ochemiſchen Wege zu reſtaurieren, und im Verlauf ſeiner
Arbeit hat er die erwähnte Entdeckung gemacht. Es ſtellte ſichu. a. heraus, daß eine „Antiquität“ ein einfacher Bleiſoldat, ein
Kinderſpielzeug iſt, das man in geriſſener Weiſe in eine Bronze
an getaucht hatte. Es handelt ſich um annähernd ein

rt ausgeſprochene Fälſchungen.

Bakefches Theater ne Kustſleben.
Stadttheater. Am heutigen Dienstag 7 Uhr: „Schneidere e ne en e Veſetzung): „Grafin
r x „Syppner 2 728 Uhr: „Rodelinde“. Freitag 7 Uhr:

40. (Tetzte) Vorſtellung für Freit s Abonnenten.(München)e Dur e und (erſte Wiederhomeng): „Schneider Wibbel“. Sonntag:rlin c i Sonntag:
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empfiehlt es ſich, zunächſt einmarausſchuſſes 5 einem Unterſ 27
über zu hören, ob und in welchem GraderFrauen oder Verwandten, die ſie zu beerben en, S
einer dem Recht und der Moral widerſprechenden Rege
Auſwertungsfragen haben würden.

Entſcheidungen des Wahl
prüfungsgerichts.

Gültig erklärte Wahlen.

rtei. Dieſe Partei hrt B rde, daß ihr Wahlvorſch
erde,

zurü r. gegr un e ſpät weilferner die erforderlichen nterſchriften zunächſt ten und
erſt verſpätet beigebracht wurden.
der Demokratiſchen Partei Einzelheiten betreffend und von
der Aurſbaupartei vor, die ſich darilber beſchwert,

e e e e epreußiAbg. Eichhorn (Komm.) für gültig erliert.
Sodann wurde die Vorabſtimmung in Hannover

prüft. Der Berichterſtatter Abg. Dr. Lohmann (Dn.) teilte
mit, daß die Geſamtzahl der Stimmberechtigten 1 765 692 betrug.
Für die Vornahme der abſtimmung wurden 449 531 Stimmen,
dagegen 92 849 abgegeben. Die Zahl der erforderlichen Ja
Stimmen iſt um 188 948 hinter der dafür erforderlichen Zahl
r Pchriep Beſchtverde die Vorabſtimmung hat Rechts
anwalt v. Alten namens der Deutſch Hannoverſchen ei ein
elegt, und zwar mit der Begründung, die Vorabſtimmung ſei nicht
inreichend vorbereitet geweſen und in die Durchführung der Vor

abſtimmung ſei rechtswidrig eingegriffen worden. Auch hätten die
Stimmliſten zahlreiche Unrichtigkeiten enthalten. Der Reichs
beauftragte hatte demgegenüber u. a. darauf hingewieſen, daß dieVorabſtimmung ſechs Woche n vor Termin ausgeſchrieben
worden iſt, was eine längere Friſt als die für Reichstagswahlen
vorgeſehene bedeute. Abg. Hampe (Dtſch.Hann.) führte in Be
gründung der Beſchwerde aus, die preitßiſche Regier c 52

iPartei in die Vorabſtimmung eingegriffen und ſie e
einflußt, anſtatt ſie unparteiiſch zu leiten.

Als Vertreter der preußiſchen Regierung führte Minifterialrat
Graeſer aus, daß die preußiſche Regierung durch ihre Verwal
tung nicht in unzuläſſiger Weiſe in die Abſtimmung eingegriffen
und dadurch das Ergebnis beeinflußt habe. Jm übrigen habe der
Geſetzgeber der Regierung des Landes, von dem ein Teil abgetrennt
werden ſolle, durchaus den Charakter und die Rechte als Partei zu
billigen wollen. Die preußiſche Regierung niemals Geld zum
Stimmenkauf verwendet, wohl aber zur Aufklärung in dem ihr zu
ſtehenden Rahmen. Der Reichsbeauftragte für das Wahlprüfun
verfahren, Miniſtezrialrat Dr. Kaiſenberg vom Reichsmintſte
rimm des Jnnern betonte, daß die Vorbereitung der Vorabſtimmung
mit genau derſelben Sorgfalt vorgenommen ſei wie alle anderen
Wahlen und Alſſtimmungen. Er beantrage daher die Gültigkeits

ä derDas lprüfungsgeri m zu r Entſcheidung: Die
Vorabſtimmung im timmungsbegirk Hannover iſt gültig.
Jn der Begründung wurde angeführt, daß die Länder zu dem
Kreiſe der Beteiligten gehören. Sie ſind daher berechtigt, ihren
Einfluß geltend zu machen. Das Auftreten Noskes gebe einen An
laß zu einem Vorwurf gegen Preußen nicht. Die geltend gemachten
Einzelheiten haben keine ausſchlaggebende Bedeutung. Das Wahl
prüfungegericht iſt daher in ihre Einzelprüfung nicht eingetreten.

Das Wahlprüfarngsgericht beſchäftigte ſich dann mit der Prüfung
der ten in Heſſen, die ebenfalls für gültig erklärt
warrden.

Wieder ein Bewersdorffſches Urteil
Die neueſte Leiſtung des Herrn Bewersdorff in Magdeburg be

ſteht darin, daß dieſer einen deutſchnationalen Redakteur, der
Marx und Streſemann als Landesverräter und als beſtech-
lich bezeichnet hatte, zu 100 Mark Geldſtrafe verurteilte,
weil die Beleidigung „nicht in allzu erheblichem Umfange die
Grenzen des Erlaubten überſchreite“!

Wenn das deutſchnationale Blatt der Regierung vorwirft, ſie
begehe Landesverrat und gehöre vor den Staats
gerichtshof ſo koſtet das auch nur nach Bewersdorff
lumpige 100 Reichsmark alles in allem!

Wie wird, ſo fragt der „Vorwärts“, demnach die Ehre des
Herrn Bewersdorff einzuſchätzen ſein, der bekanntlich nicht nur
gegen Landgerichtsdirektor Kroner, ſondern auch gegen
Theodor Wolff vom „Tageblatt“ Strafantrag geſtellt hat.
Wird er ſich ſelber höher bewerten als Reichskanzler und Außen-
miniſter zuſammengenommen?

Freigewerkſchaftliche Volksſchullehrer.
Gleichzeitig mit der Verſammlung des Deutſchen Lehrervereins

in Hamburg tagte die freigewerkſchaftlich gerichtete Ge
werkſchaft z Volkslehrer und Volkslehrerinnen in Min-
den. Der Anſch h an den Allgemeinen Deutſchen Beamtenbund,
der Schulter an ulter mit den freien Gewerkſchaften der An
geſtellten und Arbeitnehmer kämpft, ſtand nach ſeinen programma-
tiſchen Folgerungen im Mittelpunkt der Verhandlungen. Während
in Hamburg das deutſche Kulturgut im Sinne der liberalen Vor-
gänger und Führer des Deutſchen Lehrervereins das Hauptthema
bildete, war die Programmausſprache der J rult u t
von dem Gedanken beherrſcht, daß heute die Wirtſ aft a
für den Lehrerberuf maßgebend im Vordergrund ſtehen muß.
Der grundſätzlichen Wirtſchaftseinſtellung und den Wirtſchafts
forderungen des ADB. wurde reſtlos zugeſtimmt, ihre
auf den Beruf zur Leitlinie des Programms er n. Aus dem
aufgeſtellten ſehr reichen Arbeits und Kampfprogramm
ſeien folgende Punkte erwähnt: Energiſche Abwehr der Angriffe
auf die Grundſchule, Ablehnung aller Standesſchulen, Ausbau der
allgemeinen Volksſchule, ſoziale Hilfe für die Kinder aus wirt-
ſchaftlich gedrückten Verhältniſſen: Schulſpeiſung, Lern und Lern
mittelfreiheit uſw., Vermehrung der ſtaatlichen und gemeindlichen
Kindergärten und Kinderhorte, Stellung der Wirtſchaft nach
ihrer heutigen Bedeutung für Kultur unde lSchulen, Verbot unzeitgemäßer Lehrbi u ernmitte rderungsmöglichkeiten für und Sonderbegabte, für
Schwererziehbare und alle die Opfer der ſozialen Not unter der
Jugend, Pflege der Erwachſenenbildung, ffung einer Reichs
behörde für das einheitliche Bildungsweſen. Zum erſten Vor
ſitzenden der Gewerkſchaft wurde Lehrer Quer in Caſſel, Hafen
re 31, gewählt. r nächſte Verbandstag findet in Weimar
ſtatt.

Wenn jemand eine Reife tut
Neuyork, 9. Juni. r

Der Leiter der Berliner Feuerwehr, Gempp, der ſi ieiniger Zeit in den Vereini 3 Staaten auf einer Studienreiſe
befindet, iſt bei einem Brande, deſſen Bekämpfung er in Neuyork
beiwohnte zuſammen mit mehreren amerikaniſ erwehr
mannſchaften von einer einſtürzenden Mauer verſchüttet
worden. Gempp konnte als erſter aus ſeiner unglücklichen
befreit werden. Die ärztliche Unterſuchung ergab nur I

roteſte von Dr

Ahröung der Wochendſſfe.
Der v pererh 57 die Umgeſtaltung der Wochen-

n das i ie,
ilfe, de e itsminiſterium im l 1925 verr. r udarauf am ieſetzentwurf 87 Geſetz e Fürſorge rund Säuglinge verſare tern würde. e

und di der

tſ
Kleinkinderſchu das Deut e Rote r der Aer li g.munalvegnlenKerdn, die Liga der

b m ereins-Bund. DieSee die unter dem Vorſitz des Kölner Bürgermeiſters
Prof. Dr. med. Krautwig tagte, hörte Referate aus dem Mund
der rvorragendſton Fachkenner. Es ſprachen der BeigeordneteNeinhausBarmen, der bekannte Kinderarzt Frof, Dr.
med. Langſtein, der Krankenkaſſenführer Direktor Genoſſe
t van r der Stadtmedizinalrat von Berlin Prof. Dr.

Dryga i.Wie man aus der Verſammlung hörte, hat der Geſetzentwurf
keinem einzigen Arzte weder außerhalb noch innerhalb des Ar

ge beits miniſteriums du e tung vorgelegen. Das Reichsge-
ſundheitsamt und chsm des Jnnern bzw. deren
ärgtliche Referenten ſind nicht agt worden. Merkwürdig iſt
es auch, daß die eigentlichen r des Entwurfes in der Ver
ſammlung nicht erſchienen waren. Nach altbewährtem Re-
zept hatte man den jüngſten Regierungsrat entſandt, der eine

e Erklärung des S ä verlas, dieteilweiſe von ſo Sachkenntnis Zeugnis gab, daß ſich ein
großer Teil der Verſammlung des Lächelns nicht erwehren konnte.
Die Verſammlung nahm zum Schluß unter großem Beifall fol
gende Entſchließung an:

„Die Verſammlung von Kommunalverbänden, der Aerzteſchaft,
der Sozialverſicherungsträger ſowie der öffentlichen und privaten
Wohlfahrtspflege verkritt einmütig den Standpunkt:

Der gegenwärtig dem Reichsrat zur Beſchlußfaſſung vorliegende
Entwurf eines etzes über die Wochenhilfe ſtellt eine weſentliche
Verſchlechterun egenüber dem geltenden Recht dar.

nsSbeſondere iſt die eitigung des Stillgeldes in ſeiner bis
erigen bewährten Form geradezu verhängnisvoll. Von jeher war

die Stillbeihilfe eines der wichtigſten Mittel zur Bekämpfung der
Säuglingsſterblichkeit. Durch ihre Beſeitigung wird der Erfolg
der Säuglingsfürſorge gefährdet und unmittelbar einem
Anſtieg der Säuglingsſterblichkeit Vorſchub geleiſtet. Die über-
aus ernſte bevölkerungspolitiſche Lage Deutſchlands läßt ein
ſolches Experiment mit Menſchenleben nicht zu. Die Unterzeich
neten richten an Reichsrat und Reichstag die dr'igende Bitte, die

e Recht, das den notwendigſten national-biologiſchen Geſichtspunkten Rechnung trug, beſtehen zu lafſen.“

Unglaubwürdige Kommuniſten.
Bremen, 8. Juni. (Eig. Drahtbericht.)

Die blutige Prügelei am Bremer Revolutionsdenkmal, die am
4. Februar 1925 von den Kommuniſten provoziert wurde, hatte
vor dem Bremer Schöffengericht ein Nachſpiel. Auf Anzeige der
Kommuniſten war das Reichsbannermitglied Genoſſe Mühlen-
wieg von der Staatsanwaltſchaft wegen ſchwerer Körperver-
letzung angeklagt worden. Während die Kommuniſten behaupteten,
Mühlenwieg habe einem Kommuniſten das Auge mit einem Meſſer
verletzt, wurde in der Gerichtsverhandlung feſtgeſtellt, daß M. bei
ſeiner polizeilichen Vernehmung weder ein Meſſer noch irgendein
gefährliches Werkzeug bei ſich hatte. Die Staatsanwaltſchaft
mußte bei Schluß der Verhandlung feſtſtellen, daß die kommu-
niſtiſchen Zeugen in ihren Ausſagen nicht glaubwürdig
ſeien. Sie beantragte darum ſelbſt die Freiſprechung des Ge-
noſſen Mühlenwieg, die auch vom Gericht ausgeſprochen wurde.

Profeſſor Leſſing und der Kultus
miniſter.

Ein Schreiben des Anterrichtsminiſters an den
Rektor der Techniſchen Hochſchule.

Vor einigen Tagen wurde am Schwarzen Brett der Techniſchen
Hochſchule zu Hannover von einigen Studenten, die ſich als
„Kampfausſchußß“ konſtituiert haben, ein Anſchlag angebracht, in
dem es hieß, daß die Abſicht Prof. Leſſings, am kommenden Montag
ſeine Vorleſungen wiederaufzunehmen, nicht zur Dur chfüh-
rung kommen werde. Es wurde vom Ausſchuß die Erwar-

was das Anſehen der Hochſchule gefährden könnte, jedoch ſchloß der
Auſruf mit dem Hinweis, daß Vertreter des „Kampfausſchuſſes“
an allen eventuellen Vorleſungen Profeſſor
Leſſings teilnehmen würden.

Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienft mitteilt, weiſt der
Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung in
einem Schreiben an den Rektor der Techniſchen Hochſchule in Han
nover zunächſt darauf hin, daß Profeſſor Leſſing als Jnhaber eines
Lehrauftrags dem preußiſchen Diſziplinargeſetz vom 18. Juli 1852
unterliegt. Nach Artikel 118 Abſ. 1 der Reichsverfaſſung,
ſo führt der Miniſter aus, hat jeder Deutſche das Recht, innerhalb
der Schranken der allgemeinen Geſetze ſeine Meinung durch Wort,

ift, Druck. Bild oder in ſonſtiger Weiſe frei zu äußern. An
echt darf ihn kein Arbeits oder Angeſtelltenverhältnis

hindern und niemand darf ihn benachteiligen, wenn er von dieſem
Rechte Gebrauch macht. Der Miniſter weiſt darauf hin, daß der
Artikel Leſſings „Hindenburg“ im „Prager Tageblatt“ vom
25. April d. J., ſo ſehr in einer politiſch erregten Zeit die ſtark
herabſetzende Kritik in einer Zeitung des Auslandes zu bedauern
fei, keinen genügenden Anlaß zu einem diſziplinariſchen Vorgehen
gegen Profeſſor Leſſing gebe. Die zur Entſcheidung über die
Eröffnung eines Diſziplinarverfahrens gegen Profeſſor Leſſing
auf Grund der Berichterſtattung über den HaarmannProgeß und
ſeiner literariſchen Behandlung notwendigen Erhebungen ſind noch
nicht zum Abſchluß gelangt, ſo daß ſich der Miniſter in dieſem
Punkte ſeine Entſchließungen vorbehält.

Hinſichtlich der darrch den Anſchlag am Schwarzen Brett ge
fährdeten akademiſchen Lehrfreiheit erſucht der Mi-
niſter am Schluß ſeines Schreibens den Rektor der Techniſchen
Hochſchule in Hannvver, für den Fall, daß Profeſſor Leſſing ſeine
Vorleſungen wiederaufzunehmen wünſche, Vorſorge zu treffen, daß
dies ungehindert geſchehen könne.

Leſſing lieſt wieder.
Hannover, 9. Juni. (Radiomeldung.)

rofeſſor ing hat nach der Entſcheidung des preußiſchenun wonach ſein „Hindenburg“Artikel im Prager
Tageblat: keinen Anlaß zu einem diſgipliwariſchen Vorgehen gebe,
ſeine Vorleſungen wieder aufge nommen. Das geſtrige

lleg verlief ohne r Es verlautet jedoch, daß der
Rehtor der Techtriſchen Hochſchule in den wächſten Tagen ernent

beim
Haltung

in der vorliegenden Form abzulehnen und das bisher
gelten

tung 'ausgeſprochen, daß die Kommilitonen nichts unternähmen,

Krltusmtniſterium Eiufpruch erheben wers. Dieſe
des Rektors int uns recht nnverſtänd lich. Wirverlangen, daß unter allen Umſtänden ein Uebergreifen des politiſchen Terrors auf die Hochſchulen verhindert und Lew unduldſamen

Rektor der r Hoch vom preußiſchen Kultusminiſter
eine gebührende Antwort lt wird.

Eine Bahn zur Zugſpitze.
Mäünchen, 9. Juni. (Eig. Drahtbericht.

ſ der vonder ieru enehmigt wurde, der Der iderr n e n liner e e
gerichtet. Der Verein erſucht auch darum, künftighin vor Er

ierung geh
inanzausſchuß des bayeriſchen Landtags, der am

Montag dieſe Eingabe beriet, erklärten die V chen als
grundſätzliche Gegner aller Bergbahnen, wä die
Redner der Bahyheriſchen Volkspartei meinten, es ſei keine Gefahr,
daß zu viele Bergbahnen t würden, da die Frage der
tabilität eine ausſ e Rolle ſpielen würde. Für denAlpinismus ſei die Zu Wege keine Gefahr; denn der wirk
liche Alpiniſt betrachte die Zugſpitze als Alltäglichkeit. Der
deutſchnationale Abg. Rutz wünſchte, die Regierung möge recht
zeitig tig ger daß nicht durch die Bergbahnen ein „fremd-
ländiſchexotiſches Treiben“ auf den Bergesgipfeln ünſti
werde. in ierungsvertreter erklärte, die bayeriſche
werde bis zum Gipfel führen im Gegenſatz zu der öſterreichi-
ſchen Konkurrenzbahn, die unterhalb endige. Eine Bedingung für
ihren Bau ſei, daß Material und Perſonal deutſcher Herkunft
ſeien. Ueber die Konzeſſion einer Bahn auf das Kreugzeck werde
demnächſt die cheidung gefällt. Die Eingabe wurde in ihr
erſten Teil als erledigt betrachtet, im zweiten Terl, der künftighin
eine vorherige Anhörung des Alpenvereins wünſcht, der Regie
rung als Material überwiesen.

Der Barmat- Ausſchuß des
Reichstages

vernahm am Montag als weiteren Zeugen in der „Dema“Ange
legenheit zunächſt den Direktor der Großeinkaufsgeſellſchaft
deutſcher Konſumvereine, Aß mann. Er bekundet, daß die Gr
einkaufsgeſellſchaft keine und die einzelnen Konſumvereine l
recht wenig Geſchäfte mit der „Amexima“ gemacht hätten. Die
W war an der „Dema“ mit nominell 1 Million Mark beteiligt. Der Zeuge wurde als Vertreter der Groß
einkaufsgeſellſchaft in den Aufſichtsrat gewählt. Die Beteiligung
war vor allen Dingen deshalb erfolgt, weil die Großeinkaufs-
geſellſchaft davon eine beſſere Verſorgung ihrer Mit
glieder mit Margarine erhoffte. Von der Mitwirkung der
„Amexima“ erfuhr der Zeuge erſt im Dezember 1923, als demäufſichtsrat mitgeteilt wurde, daß die wegen ihrer Zinsſätze un

ünſtigen Verträge mit der „Amexima“ gelöſt worden ſeien.

der re daß ſeines Wiſſens kein Druck dahinge
wurde, Barmat oder die „Amexima“ an der „Demag“
und daß Barmat im Komplex der „Dema“ i
und Sitte geſchäftlich bevorzugt wurde.
Heimann, der ſeinerzeit Vorſitzender des Aufſichtsrates der
Reichskredit geſellſchaft und in dieſer Eigenſchaft auch im Auf
ſichtsrat der „Dema“ war, erklärt, daß der Vertrag der 4
mit der „Amexima“ wirtſchaftlich und finanziell nicht be
ſtandet werden konnte, ſondern ſogar als er wünſcht
eichnet wurde. Jn Uebereinſtimmung mit Bauer erklärtfieſer Zeuge, daß die Geſchäftsbeziehung mit Barmat bereits im

Juli 1923 gelöſt wurde, da Barmats Zinsſätze auf die Dauer zu
teuer wurden. Zeuge Schloſſer Dann, der Mitte Oktober 1922
bei den Umſtellungsarbeiten im Haſelhorſter Werk beſchäftigt und
Betriebsratsmitglied war, berichtet über Differenzen des Betriebs
rates mit dem Direktor Lewin, der ſich mancherlei perſönliche
Vorteile verſchafft haben ſoll. Nach der Mittagspauſe wird
Miniſterialdirektor Kautz vernommen, der in der fraglichen Zeit
im Reichsſchatzminiſterium tätig war. Der Zeuge erinnert ſich
nicht mehr an die Einzelheiten des kompligierten Vertrages
zwiſchen der „Amexima“ und der „Dema“ und weiß namentlich
nicht mehr, wie hoch die Zinsſätze für Barmat waren. Der Aktien
beſitz Barmats wurde bei Kapitalserhöhung erworben, ohne daß
Barmat jemals einen Anſpruch auf Einmiſ in die Verwaltung erhoben hätte. Zu den von dem Zeugen r
Ausſagen über Unregelmäßigkeiten in Haſelhorſt rt dert
Zeuge, daß der Direktor Fiſcher aus dieſem Grunde friſtlos
entlaſſen wurde und daß Direktor Lewin für ſeine Jnkorrekt-
heiten eine Entſchädigung geleiſtet hat und dann freiwillig aus
ſchied. endwelche anderen Gründe als rein wirtſchaftliche ſindbei der duſton mit der „Brema“ nicht in Frage gekommen. Eine

a n

ſchloſſen. Um den 20. J
Klärung der Frage der Poſtkredite herangehen

Rückzug der franzöſiſchen Borpoſten.
Paris, 9. Juni. (Eig. Draghebericht.)

Der Druck der T Abd el Krims auf die frangöfſtſehe
Front verſtärkt fich an verſchiedenen nkten, vor allem imc
J gu von dem abas frangöſiſche Protektorat über Marokko ſteht
ſondern es ſich um die rhandelt, da Abd el Krim feine Abſicht verkündet hat, die ganze
muſelmaniſche Welt zum Aufſtand zu bewegen, wenn ihm feineaugenblickliche Sffenſtre gelänge. Vor allem hat die

von der Zurückziehnng der franzöſiſchen Vorpoſtenlebhafte Beunruhigung t wenn dieſe auch nach der
amtlichen Darſtellung ein beabficht Manöver ſein ſoll um die
feindlichen Trup nen ütnſtigeres Gelände zu locken, da esö i e in Kwiert Ber
faſſen. Dieſe Taktik iſt rlicher, als Abdſehr geſchickter anda ufgabe der franzöſtſchen Poſten
als einen en militäriſchen Erfolg feiner darſtelltum damit die Eingeborenen zu ſeinen Fahnen zu locken.

Das belgiſche Kabinett.
Brüſſel, Juni. (Radiomeldung.

Das belgiſche Kabinett iſt gebildet. Die Miniſterltſte weiſt
folgende Namen auf: Vor und n(Katholik), Aeußeres: Vandervelde Laboulle (Sog.), en: Janſſen Kultus:Huysmans Fina 7Soz.), iz: Tſchoffen Landwirtſchaft de Liedekerke (Katholrk), JEiſenbahn: Anſeele Die Miniſterien füi
L rteidigurwg und noch umnbeſetzt.

J [„J
Kooperation der europäiſchen Notenbanken. Der Reichsbank-

präſident Dr. Schacht verhandelte am Montag mit Wiener Finanz
leuten über eine Kooperation der europäiſchen Notenbanken. Die
Verhandlungen irngen einen durchaus verbindlichen Charakter.
Die Jnitiative zu einem ſolchen Abſchluß geht bekanntlich von der

er



Stahlheim-Diebe.
Jn der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag ham es in Hohen

neu ewdorf bei Berlin zu einem Zuſammenſt oß zwiſchen
Stahlhelmern und Reichsbannerlernten, der in der
Rechtspreſſe willkommenen Anlaß zu einer neuen Hetze gegen die
reparbl ibaniſche Organiſation gibt. Gs wird von dem Ueberfall
einer Hochgerts geſellſchaft durch das Reichsbanner und von einer
ſchweren Meſſerſtecherei berichtet, bei der mehrere Stahlhelmleute
ſchwer verwarndet ſein ſollen. Tatſache iſt, daß eine aus zirka
80 Perſonen beſtehende Gruppe des Reichsbanners einen Aus
flug nach dem genannten Ort unternahm, wo RNachtquartier be
zogen werden ſollte. Vorher wurde in einem Reſtaurant eine halb
ſtändige Pauſe gemacht, um ESrfriſchungen zu ſich zu nehmen. Jn
diefer Zeit betraten zwei Stahlhelmleute das Lokal und verſarchten
das Reichsbanner zu provogieren. Da die Stahlhelmer nicht
mehr ganz nüchtern waren, wurde von ihnen keine Notiz ge
rommen, bis ſie plötzlich eine ſchwarzrotgoldene Fahne des Reichs
banners ergriffen und damit verſchwanden. Als ſich der Träger
der Fahne von den Reichsbannerleuten eingeholt ſah, gab er das
Banner feinem Kumpan, der damit dts Weite ſuchte und leider
nicht ergriffen werden konnte. Der andere Stahlhelmer wurde
feſtgeſtellt und bekam eine gehörige Tracht Prügel für ſeine Un
verſchämtheit. Weiter iſt nach den Mitteilungen der Polizei, bei
der fich die Reichsbannerkameraden freiwillig meldeten, in Hohen-

Niemand iſt durch das Reichsneutendorf abſolut nichts geſchehen.
banner beſcſtigt oder verletzt worden.

Die Mörder

des Verbots des „Az Uffſa
öffentlicht hatte. Die Fr.
den Verhafteten, da

Rom, 9. Juni.
dem Todestage Matteottis,
Gedenkfeier zu veranſtalten.

halten, nachdem er vorher die
Oppoſition abgelehnt hatte.

Mitte Auguſt ausgeſchrieben werden.

um das Schickſal Bemidys.
Budapeß, g. Juni. (Eig. Drahtbericht.)

Die der „Nepfzawa“, die ami die etzung eines Unterſ
y und das Vorgehen der Staatsanwaltſchaft gegen

onved Beamten Ste Soltezs gefordert hatte, iſt von der Re
gierung konfisziert worden. Die Budapeſter Journaliſten

oteſtierten gemeinſam mit ganz wenigen Ausnahmen
ahme und erhoffen von der Rückkehr Bethlens die L

das die Anklage Benickys ver
e Benickys ſind in großer Sorge um

ie magyariſchen Gefängnisdirketoren in
ihren Methoden bekanntlich nicht wähleriſch ſind.

Faſziſten-Regime.
(Radiomeldarng.)

Wie bereits gemeldet, beabſichtigte die Oppofition am 10. Juni,
im Parlamentsgebäude eine

Da die Faſciſten drohten, dieſe
Feier zu ſprengen, hat der Kammerpräſident beſchloſſen, das
Kammergebäude an dieſem Tage vollſtändig geſchloſſen zu

eberlaſſung des Saales an die

Die Wahlen zum Memelländiſchen Landtag ſollen Anfang bis
Mit der Veröffentlichung

des Wahlgeſetzes iſt demnächſt zu rechnen, worauf dann innerhalb
14 Tagen die Ausſchreibung der Wahlen erfolgen muß.

Die Deutſchvölkiſchen und

vorher

es n

ger dieſe benattzt.
ufhebung

gebung für Hindenburg im

erfolgt.

Ge

5 Uhr morgens verbietet.
fertigen oder zwiſchen Arbe
gung erfolgt, kann anſtelle
von 10 Uhr abends bis 4 Uh

Die richtige Antwort.
die Deutſchnationalen haben die Tat

ſoche, daß das Preußiſche Staatsminiſterium anläßlich der Ein
führung und Vereidigung des neuen Reichspräſidenten keine be
ſondere Kundgebung im Landtag veranſtaltet, und den Spalier
bildenden Vereinen das Mitführen von Muſikkapellen beim Einzug
Hindenburgs verbot zu einer Kleinen Anfrage an die Regierung

Miniſterpräſident Braun hat den Deutſchvölkiſchen ge
antwortet, daß das Staatsminiſterium zu einer beſonderen Kund-

Sinne der Anfrage keinen Anlaß ge
ſehen habe und dazu auch nicht bereit ſei. Das Muſikverbot
iſt, wie Miniſter Severing auf die Anfrage der Deutſchnatio-
nalen antwortete, aus ſicher heitspolizeilichen Gründen

Nachtruhe in Bäckereien.
n if, 9. Juni. (Eig. Drahtbericht.

Die Arbeitskonferenz nahm in der Montagſitzung in letzter
Leſung den Konventionsentwurf mit 81 gegen 26 Arbeiterſtimmen
an, der die Nachtarbeit in den Bäckereien von 11 Uhr abends bis

Falls Klima oder Jahreszeit es recht-
itgeber und Arbeitnehmer eine Eini-

dieſes Zeitraumes eine Arbeitsruhe
r morgens treten. Dieſer Ausnahme-

fall gilt nur für außerdeutſche Länder. v
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Vereins-Kulender
der SPD.,

Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen-Zuſammen-
künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretariat der SPD Halle (Saale), Harz 42/44

Hofgebände, 2 Treppen. Fernruf 1029.
(Ortsbureau daſelbſt Fernruf 1029).

Halle.
Freier Sängevchor olſe

Mittwoch. den 10. Juni, punttlich 8 Uhr
Uebungsſtunde wegen der Mitwirkung bet der

Bannerweihe unſeres Reideburger Brudervereins
Das Erſcheinen aller Säncer iſt dringend notwen ig.
Sonntag, den 14 Juni, mittags 12 Uhr Geſchloſſener
Abmarſch nach Reideburg

Blumenkorſo auf der Saale am 21. Juni 1925s.
Aumeldungen zur Beteiligung am Blumenkorſo auf
der Saale im Halliſchen Wirtſchafts- und Verkehrs
verband, Markt 22II, Telephon 3177, und Gabels-
bergerſtraße 2 bei Beuche.

Aus dem Bezir k.
R Ja Donnerstkag, den 11 Jnuni, abends S Uhr-erſebuürg. im „Tivolt“: Mitgliederverſammlung.
Vortrag des Gen. Kruger über „Die Schutzzollv oriage
der Reaktion im Reich stage“. Beſchlußiaſſung über
ein Parteifeſt im Juli Erſcheinen aller Mitglieder
iſt nnbedingt notwendig

Eisl ben Donnerstag, den 11. Juni, abends S Uhrä im Parteibureau: Vorſtandsſitzung. Alle
Funktiouäre haben u erſcheinen Sonntag. den
14. Juni, abends S Uhr, im kleinen Saale des Volks
hauſes Mitgliederverſammlung. Die geſamte Mit-
gliedſchaft hat zu erſcheinen

(Bund der republik. Kriegsteilnehmer)

Orts r e Halle 5. Bezirk (Süd). Dienstag9 pp 2 abend im „Trompeterſchlößchen“:
Bezirksver ſammlung Er ſchetnen eines jeden Mit-
ghedes unbedingte Pflicht. Zug- und Gruppenführer
haben unbedingt ihre Mitglieder perſönlich einzuladen.

Freitag, den 12. Juni, abds.
(Eichendorff

Bezirk 2 (Pord). n
8s Uhr, im Reſtaurant „Schmelzers Höhe
ſtraße Bezirksver ſammlung

Mittwoch. den 10. Juni,Ortsgruppe Könnern. e denn u
„Bürgergar en“: Wichtige Verſammlung Erſcheinen
aller Kameraden im Sportanzug unbedingt nötig.

Vein- und Armamputierte
wollen ſich zwecks Entaegennahme wichtiger
Mitteilungen unter V. H. 136 an den
Verlag dieſer Zeitung wenden. 4070

Aus
u e g hA. r A un

Von

A u ganst Be be
In 3 Bärnden gebunden tür 6 M.
Volksblatt Buchhandlung

Die Frühjahrskur gegen
Stuhlverſtopfung, Hämorrhoidal-
ſeiden, Fettleibigkeit, Ragen-,

Leber u. Rierenleiden
Der Frauentee in Wechſelfahren iſt in

der Vollendung der

Reſomin-Tee
(geſ. geſchützt)

reis h Pfd. 1, Mk., 1 Pfd. 1,50 Mk.
Jn allen Apotheken erhältlich

Verſand und Droben durch die
Kaiſer-Apotheke, Magdeb. A. R.
t Agnetenſtraße 76 3912

Stadt Theater

Miwoch, 7 Vhr:
Gräfin Mariza
mit den Damen:
Rößner., Kunze,

Kirchboff. Hein,
Ziegler

Den Herren:
Schroers, Laug-
witz, Tiedemann
Herlt, Grimm,

Ende geg. 11 Uhr
Demerslao, 7 i Vhbr

Rodelinde
Freitag, 7 Uhr:

Siegfried

Volkspark
Burgſtraße 27.

m the ſin

tag ine

Arme
gut u. preiswert

Schirmfabrik
Bruno Claus

Jnh. 3915
Albert Wande
Gr. Steinstr. EckeNeundäuser

Ka
Verkäufe

Stellengesuohe
Kellenangebote

Wohnungsgesuehe
Heiratsgesuohe
Tauschgesuche

Gelägesuche
haben im

„Volksbiott
großen
Frioig!

Leiden Sie an
Krampfadern

(Beinſchäden 7)
Erfolgſichere Dauer S
heilung, Gratisausk.

Rud. Rinne

heißt gerüstet sein!
Parteigenossenl Gegen monatlich

6 bis 10 Mark
erhalten Sie durch die

giſterfeider Voſksburnnanduno

eine ganze Bibliothek,

das Rüstzeug des Sozialismus

Die Herren
Hans Schmidtt, wohrh. Mt. Markt

und
Paul Hehl wohnbaft Eraeweg 30. I
ſtehen nicht mehr in unſeren Dienſten und ſind infolge
deſſen auch nicht berechtigt weder Gelder zu kaſſteren,
noch Aufträge für uns entgegenzunehmen.

brönnstoff-Vertriehs-Ges, m. b.

Leipriger Straße S5., I.

4074

Der Sommertfehrploen des beliebten Kurs-
buches, gültig ab 5. Juni, liegt fertig vor:

Ausgabe Reich M. 4.
Für unser Verkehrsgebiet die Feilausgeabe

Mitteldeutschland M. 1.50
„Storm“ ist zuverlässig,
leicht lesbar und handich

Erhslt lich bei ger
Buchhandtung des Von s batts

Male a. S. Gr. Vigichstr. 27

[[TT-[jC

Schlacht und Viehhofe.
Bericht der Fleiſchpreis-Notierungskommiſſton am ſtädt

Bezahlt wurden am Dienstag, dem 8. Juni 1925:

Sasßnitz K 723

G Für 50 kg Fileiſchgewicht in Goldmar!

att ung t er ere m mOchſen 102 55Bullen 100 80 8Kühe 102 55 93ngrinder 80 70 75Maſtkälber 115 115 115Saugkälber 105 95 100Lämmer und

Maſthammel 95 90 90S e à 95 80 85Schweine einſchließl.

Mittel u. Geſchlinge 35 86 l

Volkspark.
Heute, Dienstag, abend s Vhr:

5. Sommer -Aomenf

(Volkslieder-Abendh)
Um den Wänsechen des Publi-
kums nachznkommen, hat die
Verwaltung besehlossen den
Eintrittspreis zu ermäßigen.

IIIIIIIII III
leere Zimmer

(evtl. auch teilweiſe möbliert)
möglichſt mit Küchenbenutzung
für Mitglied unſerer Redaktion geſucht

Umgehende Angebote erbittet
Verlag „Volkshblatt“, Harz 32-33

„Walöflora“
Reinſtes Naiturprobukt
(geſetzlich geſchützt) nehmen alle Rheu-
matismus, Gicht-, Jſchias, an Ge-ſchwüren ſowie an allen Blutkrank

eiten Leidende. Alle unſere „Waldflora“
rzeugniſſe ſind keine Tees zum Kochen,

ſondern garantiert reinſte Kräuter bezw.
Blüten in Pulverform.

1 Zeelöffel „Waldſſora“ gleicht 55 Taſſen Tee.
So urteilt man über „Waldflora“:
Werdau, den 15. Nov. 1924. „Jch

habe volles Vertrauen zu „Waldflora“,
habe ſelbſt eine Kur auf Darmgeſchwüre
hin gemacht und bin damit außerordentlich
zufrieden uſw.“ gez W. Werdau.

Niederfrohna. den 13. Rov. 1924.
„Heute erfuhr ich durch meinen Vetter die
Wirkung Jhres Naturproduktes „Wald-
flora“ und war erſtaunt über die Heilkraft.
Senden Sie mir nur bitte uſw.

gez. R. Fr., Niederfrohna.
Berlangen Sie Broſchüren und Dank-

ſchreiben koſtenlos in allen Apotheken,
Drogerien, wenn nicht. direkt vom

alleinigen Fabrikanten 3911
Georg Rieh. Plng Co., Gerna.

Generalvertreter für Leipzig und Halle
Paul Glaß, Leipzig,

Tel. 10507.Brüderſtr. 19.

dUnsere Leser d er
käuten u. beim Besuehe v. Veranstaltungen
nur die Inserenten berücksichtigen
unserer Zeitung zu

C
Fabrikniederlage größerer Firma ſucht

zuverlüſſig. Chauffeur

für Fordwagen, 1 i Tonnen Laſthkraft,
vier Schaltungen. Reflektanten, die mög
lichſt ſchon Fordwagen gefahren haben,
wollen ſich unter Beifügung eines aus-
führlichen Lebenslaufes, Nachweiſes über
bisherige Stellung, Angabe des früheſten
Eintrittstermins u. Lohnanſprüchen unter
V. H. 135 an die Expedition dieſer Zeitung

wenden. 4069Hausarbelterinnen
für Girlanden geſucht.

Wohnungsſchein iſt als Ausweis mit
zubring 3918

S
S

z

S

Lindenstrasse 78.
Regelmäößsig Mittweoeh naohm. u. abends

Garten Konzerte
vom Gorhaeh-Orchester. 4078

Pintritt:: Nachm. frei, abends 28 Pfg.

Der diesjähri

Kirſchenanhang
an den Straßen Neckendorf Biſchofrode,
Helfta Wolferode und Helfta Unter
rißdorf ſoll am Donnerstag, dem
11. Juni 1925, nachmittags 4 Uhr in Treb
ſteins Reſtaurant hierſelbſt öffentlich meiſt
bietend zu den im Termin bekanytzu-
gebenden Bedingungen verſteigert wekden.
Die Bedingungen können auch vorher
im Gemeindeamte eingeſehen werden.

Helfta, den 6. Juni 1925.
der Gemeindevorſteher.

gez.: Helbig.

C
Vetrifft Anmeldung als Zähler für die
Volks-, Berufs und Betriebszählung.

Das Preußtiſche Staatsminiſterium hat
am 29. April 1925 über die Annahme des
Ehrenamts eines Zählers bei der Volks
Berufs und Betriebszählung am 16. Juni
1925 unter Strafandrohung Beſtimmungen
erlaſſen, wonach die Stimmberechtigten
verpflichtet find, das Ehrenamt eines
Zählers für die Volks, Berufs und Be
triebszählung 1925 zu übernehmen, falls
nicht geſetzl. Hinderungsgründe vorliegen.
Zur Vermeidung der Zuweiſung der
Zählpapiere an für die Ausübung des
Zählgeſchäftes nicht geeignete Perſonen
wird die Einwohnerſchaft um freiwillige
Anmeldun als Zähler beim Gemeindeamt
bis zum 9. Juni, nachm. 4 Uhr, erſucht.

Sollten ſich nicht bis Dienstag, den
9. Juni, genügend freiwillige Zähler ge
meldet haben, ſo wäre ich leider gezwungen,
die erforderlichen Zähler aus der Ein
wohnerſchaft zu beſtimmen.
Das Zählgeſchäft erfordert etwa zwei
Stunden zum Austragen der Zählpapiere
an die Haushaltungen und Betriebe des
jedem Zähler zugewieſenen Zählbezirks
und zirka vier Stunden für das Ein
ſammeln und gleichzeitige Nachprüfen der
ausgefüllten Zählpapiere, ſowie das Ueber
tragen der wichtigſten Daten in die vor
gedruckte Kontroll-Liſte des Zählbezirkes

Helbra, den 8. Juni 1925.Hellbrun x Pinder, un 2
Der Gemeindevorſteher.

der
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Aclle und Saoclfreis.
Halle, den 9. Juni 1625.

Parteinachrichten.
GSozial demokratiſche Partei Deutſchlands,

Ortsverein Halle.
Donnerstag, den 11. Juni, abends 8 Uhr, im „Volkspark“, General

derſammlung.
Tagesordnung:

1. Geſchäfts und Kaſſenbericht.
2. Bericht des Reviſoren.
3. Neuwahlen der Parteikörverſchaften: a) Ortsvorſtand,

b) Bildungsausſchuß, e) Reviſoren, d) Vorſchläge für
die Preßkommiſſion.

Parteigenoſſinnen, Parteigenoſſen! Jn der Generalverſammlung
ſoll nicht nur ein Rückblick auf das abgelaufene Geſchäſtsjahr gehalten
werden, ſondern gleichzeitig auch ein Ausblick auf das kommende
Ja Es iſt deshalb Pflicht aller Parteigenoſſen, die General
verſammlung zu be'uchen. Der Vorſtand.

s. Ortsbezirk. Die Mitglieder des 8. Bezirks werden erſucht
bereits eine halbe Stunde vor Beging der General
verſammlung anwefend zu ſein. tie Bezirksleitung.

Unterbezirk I Halſe-Saakfreis.
Unſere Unterbezirkskonferenz findet am Sonntag,

28. Juni, vormittags 10 Uhr in Halle „Volkepark“ ſtatt.
Als vorläufige Tagesordnung iſt vorgeſehen:

1. Referat über die Zollvorlage.
2. Geſchäfts und Kaſſenbericht.
3. Neywahlen.
4. Beratung des Bezirksſtatuts.
5. Verſchiedenes.

Alle Ortsvereine wollen zur Unterbezirkskonferenz Stellung nehmen
und Delegiette wählen. Außer den gewählten Delegierten, müſſen
auch ſämtliche im Saalkreis als Amts und Gemeindevorſteher tätigen
Genoſſen an der Konferenz teilnehmen. Gäſte ſind willkommen.

Der Vorſtand.

dem

Agonie.
Lindemanns letztes Röcheln.

Jn unſere Redaktion flatterte geſtern ein urfomiſches Blättchen.
Crkennbarer Hauptſchmuck ein baumähnliches Gebilde, offenbar
den berühmten 2indenbaum bedeutend, unter deſſen Schatten es
ſich ſo gut träumen läßt. Davor ein kecker, frech ſich blähender, den
Schnabel weit aufreißender Spatz; beide umrahmt von den
ſtnnigen Buchſtaben A. Lindemann. Wir haben daran unſere yerz-
innige Freude gehabt und Vorgleiche angeſtellt, wie weit die Aehn-
lichkeit des maulaufreißenden Sperlings mit der ſchreihäölſigen
„Halleſchen Zeitung“ zutreffe. Auf dieſem mit beſagtem Vogel
gezierten Papier befindet ſich ein Erguß des Herrn Lindemann,
der aus Verzweiflung über die ungeheure Blamage in der gegen
ihn gefiihrten Gerichtsverhandlung jede Vorſicht außer acht Iäßr.
Er liegt in der politiſchen Agonie, im Todeskampfe. Das
kliniſche Bild zeigt in ſolchen Momenten Unruhe. Beklemmung.
Krämpfe, Jrreden und ähnliche Verfallsmerkmale, die wir alle auf
heſagtem Spätzlepapier wiederfinden. Den ganzen Wulſt von Ver-
legenheitsredensarten nennt er „Berichtigung“. Wir ſind zu deren
Wicdergabe nicht verpflichtet, da es ſich um Beleidigungen von
Perſonen handelt. die ihrer Zeugenpflicht im Prozeß nachgekommen
ſind. deren Lindemann ungeheuer belaſtende Ausſagen dieſem jedoch
nicht roßten. Wir bringen dieſe „Berichtigung“ jedoch zum Ab-
druck um unſeren Leſern zu zeigen, mit welchen Waffen der wackere
dcutſchnationale Mann und fromme Chriſt fämpft, der noch vor
Gericht mit eiſerner Stirn behauptete: „Jch führe den Kampf um
die Moral, um die Reinhaltung der öffentlichen
Meinung, ich, Lindemann, der berufene Vertreter der halliſchen
edakteure!“ Herr Lindemann ſchreit alſo in ſeiner unter Be
nfung auf das Preßgeſetz uns zugegangenen Berichtigung:

„Sie erweckten in Jhrem Bericht über den Prozeß Lindemann-
Getſel in Nr. 120 des „Volksblatt“ den Anſchein als ob vor Ge
richt nechgewieſen ſei, daß ich mich als Links-Voſfsparteiler aus-
gegeben habe. Dies iſt unrichtig. Wahr iſt, daß das Gericht dem
Zeugen Paul feinen Glauben ſchenkte, ſondern den Prozeß
zwecks Ladung eines anderen Zeugen vertagte. Auch die Zeugen-
vernehmung des Rechtsanwalts Müller geben Sie unrichtig
wieder. Müller hat ſeine, früher gegen Geiſel gemachten Aus-
ſagen in weſentlichen Punkten einſchranfen und erklären müſſen.
er fünne ſich am Fernſprecher geirrt haben. Jnsbeſondere hielt
er die Behauptung daß wegen eines antiſemitiſchen Artikels ein
Retrekteur der „Halleſchen Zeitung“ entlaſſen worden ſei. nicht
aufrecht. Hochachtungsvoll gez. Adolf Lindemann, Chbefredakteur
der „Halleſchen Zeitung“.“

Lindemann hat das Ding auch in der „Halleſchen Zeitung“,
tr er er zurzeit noch beſchäftigt iſt. abgedruckt. Den
von ihm erſtrebhten Eintritt in die guten deutſchnationalen Ver-
eire vermag Lindemann auch damit nicht zu erſtreiten, denn wir
brauchen aus der Verhandlung gegen Lindemann ja nur anzu-
führen, daß führende deutſchnationgle Männer in Halle aus ihrer
begründeten Abneigung gegen Lindemann, den man für volftiſch
un zuverläſſig im dentſchnaticnalen Sinne hält, gar fein Hehl
wehr machen. Wozu alſo noch das Geſchrei? Wir ſtellen arer
auch ſachlich zu dieſer „Berichtigung“ feſt, daß ſie unwahr
ſt Die Zeugenvernehmung hat objektiv den Beweis erbracht.

daß der jetzige völkiſche Streiter Lindemann ſich als „Links-
Volksparteiler“ ausgegeben hat, als er gern Redakteur mit
nahh einer Hilſskraft an der „Lauſitzer Landeszeitung' in Kotibus
werden wollte. Als ſich Lindemann dieſer eidlich erhärtelen Feit
ſtehung gegenüber damit ausreden wallte, er habe „Links-
Deutſchnationgl“ geſagt, wurde ihm durch den Zeugen das
Gegenteil bewieſen! Das Gericht hat ausdrücklich den Bekun-
dungen des vernommenen Zeugen Paul Glauben geſchenkt und
wörtlich erklärt: „Der vom Direktor Geiſel angetretene Wahr-
heitsbeweis iſt gelungen.“ Die Ladung eines weiteren Zeugen
war nur zur allerletzten Klärung auf Antrag des Herrn Linde-
mann möglich, der im letzten Moment Vertagung beantragt hatte.
Das Gericht hätte ſonſt das für Lindemann beſtimmt ungünſtige
Urteil bereits gefällt.

Auch die Vernehmung des Zeugen Müller hat das Gegenteil
der von Lindemonn behaupteten Sachlage ergeben. Der Zeuge hat
ausdrücklich erklärt: „Jch mußte aus dem Geſpräch entnehmen,
daß man ihn wegen der beſagten Artikel entlaſſen werde. Dieſe
Behauptung hat er voll aufrecht erhalten. Auch der Verteidiger
Lindemanns, der deutſchnationale Anwalt Hirſch. hat ſich dem
Gewicht der Ausſage des Rechtsanwalts Dr. Müller gefüat und
cusdrücdlich erklärt, daß daran nicht zu rühren ſei und dieſerhalb
euf Ergänzungszeugen verzichtet werde. Ob Lindemann durch
ſeine Berichtigung ſeine Lage beſſern wird, iſt fraglich. Das
Gericht wird an dieſen Dokument bei der Urteilsfindung nicht
rerübergehen können, denn es bedeutet einen im Zeitungsleben
nie erlebten Verſuch, durch Umdeutung einer beſchworenen Aus-
ſage in der Oeffentlichkeit den Anſchein des Gegenteils hervor
zurufen und damit das Gericht zu einem günſtigen Urteilsſpruche
zu bewegen. Wie nennt man das. Lerr Lindemann?
Darüber hinaus iſt feſtzuſtellen, daß die Tatſache der Jnſeraten
jägerei des Antiſemitenblatts bei jüdiſchen Bürgern durch weitere
Urkunden bewieſen werden kann. Die „Halleſche Zeitung hat ſich

ſchriftlich und mündlich bei jüdiſchen Geſchäftsleuten
entſchuldigt, die antiſemitiſche Haltung der Redaktion mißbilligt
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und das alsbaldige Ausſcheiden des Redakteurs angezeigt. Das
wird unter Beweis geſtellt, falls es gewünſcht wird.

Es iſt für die Einſtellung der halliſchen Preſſe bezeichnend, daß
ausgerechnet dige Lindemann es wagen darf, als Beauftragter
der halliſchen Preſſe zu reden. Ganz abſcheulich iſt aber die
Methode, Dinge aus dem Privatleben des Gegners an die Oeffent
lichkeit zu zerren, alſo eine Art wildeweſtli Revolver-
journaliſtik. Derſelbe Lindemann, der ſich über „Denun-
ianten“ beklagt, denunziert zu e Zeit ſeine bürgerlichenerufskollegen öffentlich, um thre rotlosmachung herbeizuführen.

Wir können die lieblichen Brüder ruhig unter ſich laſſen; wir
betonen nur noch einmal, daß kaum je ein ſchlimmerer Sumpf
aufgedeckt wurde als der bei der antiſemitiſchen, aber nach
„Jndengeld“ lüſternen „Halleſchen Zeitung“. Dieſe Tatſache
hat die Verhandlung ausdrücklich feſtgeſtellt. Lindemann übertüncht
das mit einem Wuſt von kühnen Behauptungen und Beleidigungen
durch die er die winzigkleine Leſergemeinde ſeines judengeldfrohen
Blättchens übertölpeln will. Er kann ſich die Mühe ſparen, denn
in der Oeffentlichkeit hat er ausgeſpielt! Selbſt die von ihm auf
unſern Redaktenr geſchleuderten Beleidigungen und Lügen können
ihn nicht mehr retten. „Rechts- und Links“Lindemann mag
fernerhin ſeine ſpatzengeſchmückten Papierchen verſenden, ſein
Blättchen mit Geſchrei erfüllen: Die Oeffentlichkeit hat dieſen
Mann gerichtet! Deswegen ſoll ihm ſein Geſchrei nicht übermäßig
angerechnet werden, handelt es ſich doch offenbar um die An
zeichen des volitiſchen Todeskampfes.

„Requiescat in pace sancta!“

Die Vorbereitungen zur Werbewoche.
Für die halliſche Werbewoche Stadt und Land“ iſt vom Halleſchen

Wirtſchafts und Verkehrsverband eine großzügige Propaganda ein-
geleitet worden, die ſich weit über den Umkreis der Stadt Halle
hinaus erſtreckt. Jn, allen Orten der Umgebung iſt das Plakat der
Werbewoche mit einem kurzen Programmauszug angeſchlagen.
Hunderttauſende von den auch in den Straßen der Stadt Halle ver-
teilten Propagandazetteln ſind als Briefbeilagen der halliſchen Ge
ſchäfte herausgegangen. Die großen Nachrichten-Jnſtitute ſind zur
Berichterſtattung aufgefordert worden. Jn Halle ſelbſt ſind an die
einzelnen Geſchäfte mehrere Tauſende Plakate zur Verteilung gelangt.
Es ergeht nochmals die Aufforderung, die Plakate in den Schau-
fenſtern zum Aushang zu bringen

Der Blumenkorſo auf der Saale. Die Vorbereitungen für die
größte Veranſtaltung der Werbewoche den Blumenkorſo ſind
ſoweit gediehen, daß mit einem vollen Gelingen gerechnet werden
kann. Es iſt mit einer außerordentlich ſtarken Beteiligung zu rechnen.
Eine Anzahl Großboote ſtehen noch zur Verfügung. Hier iſt ein
Arbeitsfeld für Korporationen und Vereine, auf dem ſich alle betä-
tigen ſollten. Die nächſte Sitzung der Beteiligten am Blumenkorſo
findet am Freitag, den 12. Juni, abends 8 Uhr, in dem Reſtaurant
„St. Nikolaus“ ſtatt. Weitere Intereſſenten wollen ſich dort ein
finden. Alle Auskünfte durch den Halleſchen Wirtſchafts und Ver-
kehrsverband, Markt 22 II, Tel. 3177.

Reichs-Kleingärtnertag.
Jn München fand ſoeben die 4. Reichs-Kleingärtnertagung ihren

Abſchluß. Viele Vertreter der im Reichsverbande der Klein-
gartenvereine zuſammengeſchloſſenen Verbände aus allen
deutſchen Gauen, öſterreichiſchen Schweſterorganiſationen uſw, zahl-
reiche Vertreter von Staats- und Kommunalbehörden waren erſchienen
Verhandlungsmittelpunkt am erſten Tage war ein Vortrag des
Verbandsvorſitzenden Förſter (Frankfurt a. M.) über die wirt-
ſchaftliche Ausgeſtaltung des Kleingartenweſens. Der zweite Tag
galt der Frage der Dauerkolonien im Rahmen neuzeitlichen Städte
baues. berbaurat Profeſſor Muesmann (Dresden) legte an
Hand von Stadtplänen die Beziehungen zwiſchen Kleingarten- Dauer
land, Städtebau und Siedlungsweſen dar. Er forderte geſetzliche
Maßnahmen, die den Gemeinden das Recht und die Pflicht geben,
Bodennutzungspläne aufzuſtellen, in denen auch das Kleingarten-
Dauerland als Teil eines großen Grünflächenſyſtems nicht fehlt.
Gartenarchitekt Harry Maß (Lübeck) zeigte dann an Hand zahlreicher
Lichtbilder, wie bei aller Wirtſchaftlichkeit auch Schönheit im Klein
garten, ſeiner Anlage und Ansgeſtaltung, zu erzielen iſt. Man ſtellte
Grundſätze für die Fortbildung des Kleingartenrechts auf und über-
mittelte in einer Entſchließung an Reichsregierung, Reichstag und
Reichsrat die dringende Bitte, angeſichts der anerkannten Bedeutung
des Kleingartenweſens für die Volksgeſundheit und den ſozialen
Fortſchritt, insbeſondere die kulturelle Hebung der arbeitenden Volks
teile, die Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung zu einem Reichs
Kleingartengeſetz auszubauen, in dem die Mängel des bisherigen
Geſetzes behoben ſind und eine einwandfreie rechtliche Grundlage für
das deutſche Kleingartenweſen geſchaffen wird.

Die Fleiſchpreiſe in Halle. Für den Kleinhandel mit friſchem
Schweinefleiſch und Wurſtwaren aus reinem Schweinegut ſind mit
der Fleiſcher-Jnnung bis auf weiteres folgende Preiſe vereinbart
Keule 1,60, Koteletten 1,60. Bauch 1,20, Schinken (im Aufſchnitt)
1,80 2,60, Speck, ger. 1,40, Schweineſchmalz 1,40, Blut- und
Leberwurſt 1,.20. Knack- und Mettwurſt 1,60, Zervelatwurſt
1.80-2,60. Auf dem Wochenmarkte wurden die nachſtehenden
Preiſe bezahlt: Rindfleiſch: Bruſt- und Bauchfleiſch 0,90 1,10,
Keule 1,10-1.30; Kalbfleiſch: Schnitzel 1,80 --2,20, Keule 1,30 bis
1,50: Hammelfleiſch: Koteletten 1,00--1,30. Kochfleiſch 0,90--1. 10.

Die Auszahlung der Zuſatzrenten für Kriegerhinterbliebene
für den Monat Jnni erfolgt gegen Vorzeigung der Ausweiskarten
beim ſtädtiſchen Jugendamt diesmal nur an 3 Tagen, und zwar am
12., 13. und 15. Jnni von 8--12 Uhr vormittags für die Buch
ſtaben A-H Freitag, den 12, Sonnabend, den 13., R--2
Montag, den 15. Die Auszahlung für die Buchſtaben A. B. C. D,
M. S, Seb, und St. erfolgt in der Kaſſe des Jugendamtes, Zimmer
130, während die Auszahlung für die anderen Buchſtaben Ratbaus-
ſtraße 6, Zimmer 11, erfolgt. Um unnötigen Andrang und unnötiges
Warten zu vermeiden, wird auf die veränderte Einteilung der
Zahlungsweiſe und auf die Einhaltung der feſtgeſetzten Tage hinge-
wieſen. Die Auszahlung der Zuſatzrenten an empfangsberechtigte
Kriegsbeſchädigte findet für die Buchſtaben K--K am Montag,
dem 15. Juni, und für die Buchſtaben L--2 am Dienstag, dem
16. Juni, beim Fürſorgeamt, Zimmer 14 ſtatt.

Warnung vor einer Betrügerin. Seit längerer Zeit ſchödigt
eine reiſende Betrügerin in den verſchiedenſten Städten meiſt arme
Frauen. Auch in Halle iſt ſie ſchon aufgetreten. Sie ſpricht ältere
Frauen auf der Straße an und erklärt, daß ſie von einem Wohl
rätigkeitsverein komme und in der Lage ſei, Kleider, Kohlen u. dal.
zu beſchaffen. Sie hat ſich Frau Amtsgerichtsrat Köhler und Frau
Lorenz genannt. Jn der Regel ſucht ſie die Angeredeten in der
Wohnung auf, läßt ſich Auskunft über deren Verhältniſſe er-
teilen oder läßt einen größeren Geldſchein wechſeln. Dabei ver-
ſteht ſie es, ſich Gewißheit über den Aufbewahrungsort der Er-
ſrarniſſe zu verſchaffen. Nach kurzer Zeit verlangt ſie ein Glas
Waſſer und benutzt dieſen Augenblick, um die Erſparniſſe zu
ſtehlen. Die Täterin iſt etwa 30 Jahre alt, mittelgroß und hat
gewandtes Auftreten. Um weiteren Schädigungen vorzubeugen,
ergeht dieſe Warnung mit der Bitte, ſachdienliche Wahrnehmungen
der Kriminalpolizei mitzuteilen.

Straßenunfall. Geſtern Abend, wurde Ecke Gr. Goſen und
Triftſtraße ein Mann von einem leeren Kohlenwagen überfahren.
Er erlitt Verletzungen am Unterſchenkel. Die Schuld iſt dem Ver
letzten ſelbſt beizumeſſen. Er verſuchte auf den fahrenden Wagen zu
ſpringen, wobei er zu Fall kam.

Volkspark. Auf den heute abend 348 Uhr ſtatfindenden Volks-
liederabend, ausgeführt von der 35 Mann ſtarken Kavelle unter
Leitung des bekannten Muſikdirektors Schütz e (Leipzig) wird
nochmals beſonders hingewieſen
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Dienstag, den 9. Juni

Sitzung der Gemeindevertretung Ammendorf.
Eine dieſer Tage ſtattgefundene Gemeindevertreter

ſitzung beſchäftigte ſich hauptſächlich mit dem Umlagebeſchluß
zum Gemeindehausholtsplan für 1925/26. Bekanntlich war in der
vorhergehenden Sitzung der Haushaltsplan genehmigt, die Feſt
ſtellung der Umlage jedoch zurückgeſtellt worden. Die Kommu
niſten hatten wie üblich eine Reihe Anträge geſtellt, die ſie zwar
ſelbſt nicht ernſt nehmen, die aber ihre Exiſtenzberechtigung be
weiſen ſollen. Um ſie bloßzuſtellen, hatten unſere Genoſſen für
die Vertagung der Umlagenfeſtſtellung geſtimmt. Der Gemeinde
vorſtand hat folgende Steuerſätze beantragt: Grundvermögens-
ſteuer 150 Prozent Zuſchlag für bebaute und 300 Prozent für
unbebaute Grundſtücke, 1400 Prozent Lohnſummenſteuer und 655
Prozent Zuſchlag zur Gewerbeſteuer nach dem Ertrag. Nach im
Etat vorgenommenen Sireichungen beantragten die Bürgerlichen
1000 Prozent Lohnſummen und 550 Prozent Gewerbeſteuer auf
Ertrag zu erheben. Die Kommuniſten dagegen beantragten Strei
chung der Grundvermögensſteuern für bebaute und unbebaue
Grundſtücke und der Lohnſummenſteuer. Dafür wollten ſie die
Gewerbeſteuerpflichtigen in vier Gruppen einteilen, die 1. und
2. Gruppe freilaſſen und die dritte mit 650 Prozent und die vierte
mit 1000 Prozent belaſten. Unſere Fraktion forderte Aufhebung
der Lohnſummenſteuer und Einführung der Gewerbekapitalſteuer
mit Zuſchlägen von 300 Prozent bei Beſteuerung nach dem Ge
werbekapital und 400 Prozent bei Beſteuerung nach dem Ertrag.
Da nach den geſetzlichen Beſtimmungen eine Einführung der Ge
werbekapitalſteuer in dieſem Jahre nicht mehr möglich iſt, muß
ten unſere Genoſſen ihren Antrag wieder zurückziehen. Sie
ſtimmten dann für den bürgerlichen Antrag, da der kommuni-
ſtiſche Antrag infolge ſeiner Undurchführbarkeit unannehmbar
war. Einmal hätte die vorgeſetzte Behörde dieſem Antrag ihre
Genehmigung verſagt, da er gegen die Reichsgeſetze verſtößt und
dann würden durch den kommuniſtiſchen Antrag die Ausgaben der
Gemeinde bei weitem nicht gedeckt worden ſein. Man hätte dann
noch mit einem Fehlbetrag von 140 000 Mk. rechnen müſſen. Den
KPD.-Leuten war es aber gar nicht um die Annahme ihres An-
trages zu tun, denn ſie griffen zu der nun ſchon ſo oft in den
Parlamenten von ihren deutſchnationalen Geſinnungsfreunden
angewandten Taktik der Abkommandierung von ſoviel
Leuten, daß die Ablehnung ihrer Anträge ſicher war. Be
wieſen wird dies u. a. auch durch die Tatſache, daß ein KPD.
Vertreter, der zur Sitzung erſchienen war, dieſe bald wieder ver-
ließ, als er feſtſtellte, daß auf der bürgerlichen Seite auch drei
Vertreter fehlten.

So ſieht die kommuniſtiſche Kommunalpolitik aus. Früher, als
man die abſolute Mehrheit noch hatte, wurden derartige Anträge
nicht geſtellt, ſondern man ſtand auf dem auch von uns anerkann
ten Standpunkt der Betonung der Lebensfähigkeit der
Gemeinde. So enthielt man ſich beiſpielsweiſe bei der Be
willigung der Mittel zum katholiſchen Religionsunterricht der
Stimme, ſo daß dieſe mit 6 Stimmen bei 17 Enthaltungen (dar-
unter 15 kommuniſtiſche Stimmen) genehmigt wurden. Heute,
wo man in der Minderheit iſt, ſtellt man reine Agitations-
anträge, von denen man weiß, daß die SPD. ſie ablehnen
muß, weil ſie keine Tollhäuslereien begehen kann. Das nennt
man dann „Hlaſſenkampf“! Dem größten Teil der KPD.Frak
tion iſt eine ſolſche arbeiterfeindliche Politik denn auch m
Grunde ihres Herzens zuwider. Es getraut ſich aber niemand
re da alles unter der Diktatur des Dörr-JüngersWo lmann ſteht.
Nachdem die Umlage Verteilun t

übrige Tagesordnung ſchnell ihre Erledigung. Zum Bau einer
Brücke über die Elſt er im Ortsteil Beeſen wurden 35 000
Mark bewilligt. Die frühere, ſogen. „Fließe“ ſoll verſchwinden.
Die Brücke iſt für Fußgänger und Fuhrwerke geplant. An Hilfs
bedürftige wurden aus Gemeinde en Kartoffeln und Kohlen
gewährt. Der Schulneubau im Oritsteil Planena wurde zurüd-
geſtellt, da die Koſten (25 000 bis 30 000 Mk.) zu hoch ſind. Es ſoll
zwecks Einſchulung nach Ammendorf nochmals mit den Einwoh
nern verhandelt werden. Desgleichen erfuhr der Vertrag mit der
Ueberlandbahn über Lieferung von Strom für Licht und Kraft
nochmals Zurückſtellung, damit eine eingehende Nachprüfung er
folgen kann.

Zum Schluß der Sitzung leiſtete ſich der KPD.Mann und
Hausbeſitzer Ha rin g noch ein Heldenſtückchen, indem er an den
Gemeindevorſteher zwei Anfragen ſtellte die die Einſtellung eines
Angeſtellten durch die Gemeinde betrafen. Zufälligerweiſe ift
dieſer Angeſtellte ein Genoſſe von uns und gewerkſchaftlich orga
niſiert und dazu noch in die Abteilung unſeres bei den Mos
kauern ſo verhaßten Genoſſen Wolff gekommen. Da darf ein
Kommuniſt mit einer Rüge nicht zurückhalten. Es wurde dabei
aber verſchwiegen, daß noch ein Angeſtellter beſchäftigt wird.
Dieſer war aber auch bei Stinnes angeſtellt geweſen und Haring
iſt es heute noch, alſo darf man in dieſem Falle nicht anecken.
Natürlich mußte in dieſer Angelegenheit auch Wollmann eine
Rede vom Stapel laſſen, wobei er dem Bürgerlichen Hähn ein
Loblied ſang. Die ganze Aufregung wäre verſtändlich geweſen,
wenn es ſich um die Neuſchaffung einer Stelle gehandelt hätte.
So lag aber nur ein Wechſel in der Stellenbeſetzung vor. Wäre
der Angeſtellte ein Stahlhelmer oder Gelber geweſen, hätte die

vorgenommen war, fand die

KPD. kein Wörtchen geſagt. Nun, die den kende Arbeiter
ſchaft wird dieſer famoſen Politik die richtige Quittung noch aus
ſtellen.

Wettin. Tagung der Kriegsopfer. Der Saalekreis des
Reichsbundes für Kriegsbeſchädigte und »Hinterbliebene hielt am
Sonntag ſeinen Kreisverbandstag in Wettin, welcher außerordent
ſich ſtark beſucht war, ab. Das Verſorgungsamt als auch die
Fürſorgeſtelle des Saalkreiſes hatte Vertreter entſandt. Der
Magiſtrat in Wettin hatte trotz Einladung einen Vertreter nicht
entſandt. Daran erkennt man das unſoziale Jntereſſe, welches
der Magiſtrat den Kriegsopfern entgegenbringt. Wenn es nur
ein Kriegerfeſt im ſchwarzweißroten Geiſte geweſen wäre, da
wäre der Magiſtrat ganz gewiß mit ſeinem Bürgermeiſter an
weſend geweſen. So waren aber nur aufrechte Republikaner ver
ſammelt, um über das fernere Wohl und Wehe der Kriegsopfer

zu raten und zu taten. 4Der Vorſitzende Kamerad Reinhardt Ammendorf begrüßte
die Gäſte ſowie alle aus dem Saalkreis erſchienenen r
Nach einer kurzen, ſtimmungsvollen Gedächtnisrede der Gefallenen
und Verſtorbenen wurde die arg eröffnet. Darauf hielt der
Vertreter des Gaues Kamerad Ebberecht einen ausführlichen
Vortrag über die Aufgaben der Organiſation. Er führte aus,
daß der Kampf ſharf entbrannt ſei um die neue nei
Verſorgungsgeſetz, und es müßte durch feſten Zuſammenſchluß
der Regierung gezeigt werden, daß ſich die Kriegsopfer eine weitere
Verſchlechterung ihrer Lage nicht mehr gefallen laſſen. Jn der
Ausſprache betonte Kamerad Klemm-Halle, daß zur Veraus-
gabung der 700 Millionen Ruhrkredite der Reichstag nicht zu be
beſchließen brauchte, während für die Verſorgung der Kriegs
opfer bereits 6 Ausſckußſitzungen notwendig waren. Kamerad
Günther Halle kennzeichnete in ſcharfer aber ſachlicher Weiſe
die unſozialen Arbeiten der deutſchnationalen Volkspartei. Dar
auf hielt Genoſſin Becker- Halle einen kurzen Vortrag über die
Arbeiterwohlfahrt. Nach Erledigung einiger interner Angelegen
heiten wurde beſchloſſen. die h Kreistagung in Löbejün abzuhalten. Mit einem feurigen Mahnruf für die derge der
Kriegsopfer, für die Republik und für den Weltfrieden ſchloß de r

Vorſitzende die Tagung. Darauf feierte man das von der 84
gruppe Wettin ſehr gact beſuchte Stiftungsfeſt.



Bezirks Parteltao.

Auf Beſchluß des erweiterten Begirkworſtandes berufen wir
hiermit zu Sonntag, den 12. Juli, vormittags 9 Uhr, nach
dem „Volkspar?“ in Halle den diesjährigen

ſeurqh den ein enGründung
verwegen war,
treten. Und ausger

m ordentlichen Begirko-Parteitag
Die vorläufige Tagesordnung lautet:

a) Geſchäfts Kaſſenbericht
b) Berichte über die Preſſe und die

2. Beratung und Beſchlußfaſſung Kber das neue Bezirksſtatut.

3 ParteiausſchußT des Begirkövorſtandes und des
gliedes.

1. Die bevorſtehenden Kreidtags- und Prvovingiallandtags
wahlen.

5. Anträge.

Teilnahmeberechtigt am Bezirksparteitag e ſind
Auf Grund des Organifationsſtatuts: 1. Die gewählten Dele
gierten der Unterbezirke. 2. Der Bezirksvorſtand. 3. Die Reichs
und Landtagsabgeordneten des Bezirks. 4. Die Vertreter der Re
daktionen, der Preßkommiſſtonen, der Parteigeſchäfte, der SAJ.
und der Untecrbegirksvorſtände.

Wir erſuchen die Unterbezirke, zur Tagesordnung des Partei
tages Stellung zu nehmen und die Delegierten zu wählen.
Auf je 400 Mitglieder entfällt 1 Delegierter; Refſtzahlen von
über 200 gelten als voll.

Anträge an den Bezirksparteitag ſind bis zum 6. Juli beim
Bezirksvorſtand einzureichen. Der Bezirksvorſtand.

Gegen den Abzeſchenunfug.
Das Provingialſchulkollegium der Proving Sachſen hat an die

Leiter ſämtlicher höherer Lehranſtalten die Patronate der
nicht ſtaatlichen Anſtalten eine Verfügung erlaſſen, durch die das
Hineintragen des politiſchen Kampfes in die Schulen vermieden
werden ſoll. Jn der Verordnung heißt es: Verſchiedene Vorkomm-
niſſe der letzten Zeit haben gezeigt, daß das Abzeichentragen in
der Schule nicht nur den Frieden des Schullebens empfindlich
ſtört, ſondern auch zu ſchweren Ausſchreitungen hätte führen
können, wenn nicht rechtzeitig eingegriffen worden wäre. Aufgabe
der Schule iſt es, die Jugend in einheitlichem vaterländiſchen Geiſt
zu erziehen und über alles Trennende hinweg das herantvachſende
Beſchlecht reif zu machen zu erfolgreicher Arbeit für

das Volksganze. Deshalb muß alles Trennende aus der
Schule ausbleiben. So wenig Politik in die Schule gehört, ſo
wenig haben auch Abzeichen politiſcher Färbung in ihr irgend
etwas zu ſuchen. lb ſind früher bereits noch jetzt gel-
tende Verbote über das Tragen politiſcher Abzeichen ergangen.
Da es jedoch nicht immer leicht iſt, zwiſchen politiſchen und un
politiſchen Abzeichen ſcharf zu unterſcheiden, und das Abzeichen-
tragen im Schulleben überhaupt zwecklos iſt, dürfen in Zukunft
Abzeichen in Geſtalt von Fahnen, Fähnchen, Schleifen, Bändern,
Nadeln, Kokarden und ähnlichen innerhalb der Schule und bei allen
Veranſtaltungen der Schule nicht mehr getragen werden. Von
der Lehrerſchaft wird erwartet, daß ſie der Jugend mit gutem
Beiſpiel vorangeht. Auf die Zugehörigkeit von Lehrern und
Schülern zu geſtatteten Vereinen hat das Verbot keinen Einfluß,
wie es ſich auch nicht auf das Tragen von Orden, Kriegsaus-
zeichnungen und das Abzeichen des Reichsausſchuſſes für Leibes-
übungen bezieht.

Fiugveranſaltungen in Naumburg.
Als Teil des Deutſchen Rundflugs fanden am Sonnabend und

Sonntag hier verſchiedene Flugveranſtaltungen ſtatt, die von etwa
15 000 Perſonen beſucht waren. Außer den den hieſigen Fluaplatz
vaſſierenden Teilnehmern am Rundflug wurden verſchiedene Schau
flüge nebſt Zielwürſen vorgeführt. Das meifſte Jntereſſe erweckte die
Vorführung von Fallſchirmabſprüngen. Der Abſprung des
Piloten Staltner ſcheiterte. Der Fallſchirm entfaltete ſich nicht
und der Pilot ſtürzte aus 1000 Meter Höhe ab, doch wurde er nur
leichter verletzt. Mehr Glück hatte dagegen der ehemalige Frontflieger
Meiſterknecht aus Halle, der von der Flugleitung ſofort als
Erſatz herangeholt worden war. Mit einem Heinicke-Schirm gelang
es ihm, einen vorſchriftsmäßigen Abſprung vorzunehmen, der einen
glatten Verlauf nahm. Meiſterknecht, der von der neugegründeten
Halliſchen Flug- A.G. verpflichtet iſt, wird auch auf dem Fiugplatz
z Halle demnächſt einige Abſprünge zeigen.

Ein Nachſpiel zur Reſchspräfidentenwahl.
Wittenberg, 9. Juni.

Day die proteſtantiſche Kirche den Evangeliſchen Bund als ihre
feſteſte Stütze betrachtet und ſich auch bei jeder Gelegenheit in das

Schlepptau desſelben nehmen läßt, iſt ja hinlänglich bekannt.
Daß die evangeliſche Kirche ſich in den letzten Jahren als reinreaktionäres Inſtrument en ließ, braucht auch nicht beſonders

betont zu werden. Eeradezu komiſch aber wirkt ein Beſchluß des

der dieſen Beſchluß dem Betroffenen mitteilt.
Der Ausgeſchloſſene, der in Wittenberg h Mittel

ſchullehrer a. D. Th. Eichhorn, bezeichnet dieſen Beſch als
eine „für ihn S aufregende Mitteilung und betont,
an den Evangeliſchen Bund wendend: „Das war kein He
Oktavio.“ eliſche Bund erwidert noch darauf: „Der
Vorſtand des Evangeliſchen Bundes habe zur Wahl Hinden

urgs aufgefordert, und wenn ein Mitglied einer ſ
A öffentlich entgegenarbeite, müſſe eben der Ausſchluß

o

Sangerhanuſen. Flurſperre. Laut r cPolizeiverwaltung wird das Betreten der Feldfluren auße der
öffenlichen Wege zur Nachtzeit in den Monaten Juni bis Auguſtvon abends d ühr bis morgens 4 Uhr bei Strafe verboten.

Kelbra. Aus der Partei. Am Sonnabend fand in der Schenke
eine Serſamminng n exes Parteivereins ſtatt, einen guten
Beſuch aufwies. Nach Kenntnisnahme der Eingänge fand eine Aus-
ſprache über die letzten Stadtverordnetenwahlen ſtatt. Dieſer Punkt
rief naturgemäß eine lebhafte, aber durch Sachlichkeit gekennzeichnete
Ausſprache hervor, dann wurde über kommunale Angelegenheiten
verhandelt. Die eingereichten Wahlvorſchläge zu den im Stadtparla-
ment zu wählenden Kommiſſionen und Deputationen wurden erneut
durchgeſprochen. Ferner wurde beſchloſſen, wie im Vorjahre für die
Parzellierung der ſtädtiſchen Kirſchenplantagen zu ſtimmen. Dann
legte der Kaſſierer Genoſſe Heſſe die Abrechnung vom 1. Quartal
vor. Unter Verſchiedenen wurde die Abhaltung eines Parteifeſtes in
Kelbra, zu welchem ſämtliche in den Unterbezirken Sangerhauſen,
Eckartsberga und Mansfeld beſtehenden Parteivereine eingeladen
werden ſollen, angeregt. Es wurde beſchloſſen. in dieſem
Sinne mit der Unterbezirksleitung zu verhandeln. Dann begründete
Genoſſe Heſſe einen Antrag, welcher die Gewährung eines Zuſchuſſes
von der Bezirksleitung oder Parteikaſſe zum Zwecke von Unter
ſtützung arbeitsloſer Parteigenoſſen bezweckt.

r „Und neues Leben blüht aus den Ruinen.“
Wie allerorten. ſo hatten auch in Delitzſch bei dem erſten Wahlgang
zur Reichspräſidentenwahl die Völkiſchen aller Schattierungen eine
recht erhebliche Niederlage erlitten. Erſt jetzt haben ſich die Herr
ſchaften von ihrem Schreck erholt. Vor u Zeit tauchten in der
„Delitzſcher Zeitung Ankündigungen der NSDAP (Nationalſozialiſtiſche
Deutſche Arbeiterpartei) auſ, in denen zu ſogenannten Sprechab enden
aufgefordert wurde. Die Sprechabende ſcheinen für dieſes Parteichen
recht unangenehm verlaufen zu ſein. Ganz unvermittelt, ohne jeden
der Allgemeinheit bekannten Anlaß, erſcheint in der „Delitzſcher
Zeitung ein Eingeſandt dieſes Grüppchens, das ſich mit der An
nahme franzöſiſcher Gelder durch Hitler befaßt. Der Sinn dieſes
Eingefandtes iſt kurz: Hitler ſelbſt hat nie franzöſiſches Geld an
genommen. Höchſtens durch dritte Hand hat die m z
erhalten. Davon aber wiſſen die Führer natürlich nichts. Wer das
Sprichwort kennt, das da heißt: Wer ſich entſchuldigt, klagt ſich an,
weiß, was er von dieſem Eingeſandt zu halten hat. Dem Unter-
zeichner Menſo Hobbing (iſt dies der Sohn unſeres Oberprieſters
iſt zu raten, ſich die Akten über den FuchsMachhausProzeß des
Jahres 1923 näher anzuſehen. Als Mitglieder ſucht man Eiſenbahner
zu fangen mit folgender Anzeige Eifenbahner-Abbau warum Höre
bei der NSDAP. Es iſt zu erwarten, daß nicht viel Dumme
und Leichtgläubige auf den Leim gehen. Unſere Genoſſen in der
Wertſtatt haben aber die Möglichkeit, Aufklärungsarbeit zu leiſten.

Delitzſch Nehmt Ruhrkinder auf! Der Vorſitzende des
Kreiswohlfahrtsamts fordert nochmals auf, Kinder aus der Stadt
Duisburg für einige Wochen aufzunehmen. Es iſt außerordentlich
bedauerlich, daß ſich bisher nur wenige bereit erklärt haben, Kinder

Noch erſchreckender iſt die Tatſache, daß ſich ſogar
ganze Gemeinden und nicht in geringer Anzahl geſchloſſen
egen Aufnahme der Ruhrkinder ausgeſprochen haben. i

könnte man, wie auch im Aufruf bemerkt, dem etzten
zeigen, daß auch wir hier Anteil an ihrem Schickſal nehmen, daß
wir uns noch mit ihnen verbunden, eins fühlen. Darum: helft
die Not des beſetzten Gebietes lindern, nehmt Ruhrkinder auf!

Wittenberg. Verlegung der Jmpftermine. Die in
dieſen Tagen ſtattfindenden Jmpftermine ſind wegen der in den
letzten Tagen zahlreich aufgetretenen Maſernerkrankungen auf
gehoben worden. Die neuen Termine werden noch egeben.

Merfeburg-Querfurt.
Zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des Verſicherungsamtes des

Landkreiſes Merſeburg iſt der Regierungsaſfeſſor M aus vom Re-
gierungspräſidenten beſtellt worden.

Erwerbsloſenfürſorge im Landkreiſe Merſeburg. Entſprechend
den neuen Ausführungsvorſchriften zur Verordnung über die Er
werbsloſenfürſorge vom 2. Mai 1925 iſt die Arbeitsleiſtung des
Pflichtarbeiters durch den Kreisausſchuß auf 16 Stunden feſtgeſetzt
worden (bisher 24).

Vom Finanzamt Merſeburg wird folgendes mitgeteilt: Die
Vollgiehungsbeamten des Finanzamtes ditrfen vom e 1925
an nur noch auf einem Blatt des Durchſchreibequittungsblocks über
einen an ſie gezahlten Betrag Quittung leiſten. Dieſes Blatt iſt
ebenfalls von dern Zahlenden zu unterſchreiben. Die Sten er
haben darauf zu acht daß nur gegen Quittungen des Durch

Mansfelder Lande.
Sislkeben, den 9. Juni. 1025,

Jm Kampfe für den Aufſtieg öera
Unglaubliche Sabotageakte der Kommuniſten

Jm Gegenſatz dem im Vorjahre amtierenden Vorſtand des
Eisleber ells, der von einer unheilbaren tropi-
ſchen Schlafkrankheit befallen war, entfaltet die neue Leitung des
Kartells eine rege Tätigkeit, die Entwicklung der Gewerkſchafts-
bewegung lebhaft zu fördern. Dieſer erfreuliche Wechſel könnte
im Urteil unſerer politiſchen Freunde von der anderen Fakultät
ſehr leicht als überhebliche Lobhudelei ausgelegt werden, bedeutet
im Lichte objektiver Betrachtung aber nichts weiter als eine Feſt-
ſtellung vorhandener Tatſachen. Natürlicherweiſe muß es ja ſo

Denn während im Vorjahre die heimiſchen prominenten
eter der Moskauer Gewerkſchafts internationale die Organi-

ſationen der Amſterdamer Gewerkſchafts internationale in das
Moskauer Gewand zu kleiden verſuchten, ſind in dieſem Jahre die
Amſterdamer Herr im eigenen Hauſe. Damit iſt allerdings noch
nicht die Schlüſſelgewalt zur Feſtung des heimiſchen Kapitalismus
reſtlos in den Händen der Amſterdamer, und die Moskauer
machen auch heute noch die erdenklichſten und dabei unglaublichſten
Schwierigkeiten, aber der Weg zum Aufſtieg iſt freier als in der
jingſten Vergangenheit. Aber erſt muß der unſinnige Widerſtand
einer durch die kommuniſtiſchen Paroleſchmiedereien verwirrten
Schicht der Arbeiterklaſſe in kampfesfroher Mitarbeit umgewandelt
werden, bevor der über Mansfeld wehende gelbe Fehen herunter-
geholt werden kann. Das iſt der Stand der gesverkſchaftlichen
Entwicklung zur Jetztzeit, und wir haben keine Urſache, ihn zu
verbergen. Die Mansfelder Grubengewaltigen und die Trabanten
ihrer Geſellſchaftsklaſſe ſind viel zu genau von den Dingen unter-
richtet, als daß wir ihnen Potemkinſche Dörfer hinbauen könnten.
Jedoch die eine Bilanz können wir heute ſchon ziehen: Die gelbe
Bewegung mit Rückſicht auf die uns umlauernden „juriſtiſchen“
Gefahren (zwei Beleidigungsklagen haben wir ſchon wieder im
Tiſchkaſten liegen) können wir nicht deutlicher werden die
gelbe Bewegung hat den Höhepunkt überſchritten, und Eiferſüchte-
leien und ſo andere ſchöne Sachen fangen langſam an, ihren Be-
ſtand ernſtlich zu bedrohen und zu zerfreſſen. Die uns aus den
Reihen dieſer Geſellſchaft zugehenden anony men Briefe, denen
wir wegen der darin zum Ausdruck kommenden Feigheit upd
Mangel an Bekennermut keine Beachtung ſchenken, ſind ein über-
zeugender Beweis von dem Gegenteil, das ſonſt bombaſtiſch
im völkiſchen „Eisleber Tageblatt“ hinausgeſchrien wird. Wir
ſtehen an einem für die Gewerkſchaftsbewegung hoffnungs-
vollen Wendepunkt, und in dieſem Zeichen ſtand auch die
geſtrige Plenarverſammlung des Eisleber Gewerkſchaftskartells,
die vom Kollegen Pinkowſki geleitet wurde.

Das vom Kollegen Wernicke- Halle (Bezirkslartell) gehaltene
Referat über „Die Gegenwartsaufgaben der Gewerkſchafts-
bewegung“ würde ſeinen Zweck erſt reſtlos erfüllen, wenn es vor
einer großen öffentlichen Gewerkſchaftsverſommlung gehalten
würde, die vollſtändig frei wäre von den Tiraden der Moskauer
Gewerkſchaftsvertreter. Weg mit ſolcher unfruchtbaren Streitevrei.
Den Luxus, dem kommuniſtiſchen Agitationsbedürfnis und
ſyſtematiſcher Quertreiberei einen Raum zu geben, können wir
uns gegenwärtig nicht leiſten. Es ſprechen die Vertreter der
Amſterdamer Gewerkſchaftsinternationale, und wer ſonſt das Be
dürfnis r ſeinen redneriſchen Bandwurm los zu werden,
der ſoll das anderswo tun.

Aus dem Referat, das eine Fülle von orientierendem
und belehrendem Material brachte, ſei nur die Tatſache des
Wiedererſtarkens der Gewerkſchaftsbewegung
und damit der Beginn des Geſundungsprozeſſes in der Arbeiter
bewegung hervorgehoben. Jn ſeinen einzelnen Darlegungen, die
ſich auf alle Abſchnitte der Gewerkſchaftsbewegung bezogen, feſſelte
der Redner die Zuhörer, und die vielfachen Zuſtimmungsbekundun-

en bewieſen, wie treffend der Referent die heutige gewerkſchaft-
iche Lage und die jüngſte Vergangenheit ſkizziert hatte.

ei der Beſprechung der zurückliegenden Maifeier kamen gerade
zu unglaubliche Dinge über die Boykottbeſtrebungen und Sabotage-
akte der Kommuniſten zur Sprache. Eine beſonders leiſtungs-
fähige Kraft ſcheint der Kommuniſtenführer Weſſel zu ſein, der
beim kommuniſtiſchen Münzerfeſt auf dem Feſtwagen den ameri-
kaniſchen Dollarkönig mit dem Geldſack zwiſchen den Beinen mar-
kierte. Derſelbe ſonderbare „Gewerkſchaftskollege“ ſpricht in der
Kommiſſion für eine große Maifeier-Demonftration, damit den
Mansfelder Grubenbaronen das Herz in die Hoſen ſinken
ollte, (1) (dann hätten die Kommuniſten nicht dürfen das

1921 ſpielen) und derſelbe Weſſel organiſiert
dann eine botage, die von der wollüſtigen Zerſtörungswut gegen
jede ernſtliche Gewerkſchaftsarbeit Zeugnis ablegt. Schickt Rund
chreiben in die Betriebe, daß eine Maifeier in Eisleben nichtſattfinde, alles ſollte ſich auf dem Marktplatz ſammeln, um dann

nach Helbra zum Roten Frontkämpfertag zu marſchieren!
Auf der einen Seite Stahlhelm, Jungdo- und WehrwolfAbzeichen,
daß man nicht treten kann wie in einem Jahr reichlicher Maikäfer-Zweigvereins Wittenberg des Evangeliſchen Bundes der jetzt

durch ein Eingeſandt in der „Wittenberger Zeitung“ bekannt wird,
en,

ſchreibequittungsblochs Zahlungen geleiſtet werden. plage, und auf der anderen Seite organiſieren die Kommuniſten

Das wandernde Licht.
Von Auguſte Groner.

Cophyright 1924 by Greiner und Komp., Berlin W 80.

38)] (Nachdruck verboten.)„Ja, ja,“ murmelte ex, „Zantner hat den Brief erbrochen
ſehe ihn deutlich vor mir, wie er nach der Lektüre dieſer
die Bibliothek der Brünner Kolpings fiebrig nach „heiterer“ Lektüre
durchforſcht, denn in eines dieſer Bücher hat die junge Frau ja
wahrſcheinlich haſtig den Brief geſchoben, vor dem ſie ſich fürchtete.

Müller verſank in Nachdenken. Nach einer Weile ſagte er laut
vor ſich hin: „Die Tulpen waren blau,“ und gleich danach „Sie
iſt alſo mit der Meyer in die Schule gegangen. Und zuweilen iſt
Dienſtbotentratſch doch zu etwas gut.

Dann ging er durch den Salon zum grünen Zimmer.
Die drei, die dort mit Reinemachen beſchäftigt waren ſchauten

ihm verwundert zu, wie er zuerſt ein niedliches Schränkchen von
der Wand rückte und denjenigen Teil derſelben betrachtete, den
dieſes Möbelſtück bedeckt hatte, wie er danach einige der kleineren
Bilder von der Wand nahm, um dieſe zu unterſuchen. Vier Bilder
hatte er herabgenommen und wieder aufgehängt. Das fünfte ließ
er unten und ging weiter.

Be wehh die Wandſtelle, dannſchüttelten ie Köpfe.
m nene g. arzt Wihs wo n er n rucht haben?

pflichtete das andere Mädchen vei, „und es iſt doch da gar
nichts zu ſehen. ſchen an a

Und es war doch etwas en: einer, abgeſchabterd h e Frl e eſt da, v an einem Tulpenſtengel der üppige Kelch der ſtolzen
Blüte an

Aber dieſes Fleckchen bemerkten die drei nicht. Müller dachte
in dieſer Zeit an die winzigen, blauen Pavierſchnitzelchen. die er
in den Fugen des Federmeſſers gefunden; er war übergzeugt. daß
Zantner auch noch hinter Bildern der anderen Zimmer, die Tapeten
abſchabend, nach den blauen Tulpen geſucht hatte. Er ſah ihn
deutlich vor ſich in dem Augenblick, in welchem der unſelige Schatz
fucher endlich unterhalb der arünen Tavete die blaue gefunden

und, wie er eben im Begriff, nun hier nach dem Wandſchrank zu
fuchen, plötzlich angefallen und getötet warde, und dann, hinſinkend,
das Federmeſſer von fich ſchleuderte.

4

Als Müller eine Stunde ſpäter bei Kommiſſar Horn vorſprach,
um ihn über den Stand der Dinge zu unterrichten, übergab ihm
dieſer das Verzeichnis und die Beſchreibung des Schmuckes und der
ſonſtigen Edelmetallgeräte. welche die Wiener Kolpings dereinſt
beſeſſen und die in deren Familenpapieren genauefſtens aufgeführt
waren.

Müller nahm das Verzeichnis, das in vielen Exemplaren bereits
in den Händen vieler Juweliere und Antiquitätenhändler wie auch
gewiſſer Trödler war, an ſich und empfahl fich wieder.

„Wohin jetzt?“ fragte Horn.
2 Meyer.

s et Sie r e tintereſſiere mi r eine ihrer Schullameradinnen.
Eine mit blondem Haar? Vielleicht iſt ſie dunkel

„Nein, blond,“ entgegnete Müller beſtimmt.
Horn lachte: „Alſo viel Glück. Aber das haben Sie ja immer.
Es war an demſelben Tage. Dieſer neigte ſich ſchon ſeinem Ende

zu, als Müller mit einem zweiten Geheimpoliziften vor einem ele
genten Hauſe der Joſephſtadt halt machte.

Die beiden waren im Auto gekommen.
„Jch möchte Fräulein Bianchi ſprechen. ſagte er zu dem Stuben
rege De e das Aeußere des äftlichen Herrn und

e mirſterte efand, daß die anheren Herren, die bei Fräulein Bianchi ein und
ausgingen, bedeutend nobler ausſahen.

Das Fräulein iſt nicht zu e,“ ſagte ſtetf, da ſie ver frhrer Stmartete, daß dieſer Beſucher u e e
„Dann geben Sie tihr, aber ſoſort, dieſes warteAntwort. iel im Vorzimmer x ren

üller ſtand ſchon im Vorzimmer. Er hatte das Mädchen ein
fcch von der Tür wegg und r drohend dabei angefehen,
daß ihre Keckheit raſch zuſammenknickte. ſche

Sie ging. Sein Begleiter war vor der DürWar fuhr die Bianchi ſie an. Wiſſen Sie nicht. daß
ich beim Schreiben nicht geſtört ſein will?“

Sie ſaß in einem fliederfarbenen, ſpitzenbeſetzten Haus eide wegSeide an einem zierlichen See

„Es iſt jemand da.
„Der Baron? Jch bin auch heute nicht für ihn zu ſprechen.

Geben Sie her
Sie riß dem Mädchen das Kiwert aus der Hand. Dabei konnte

wan Tintenſpuren an ihrer Hand bemerken.
Dieſe Hand zuckte jetzt.
Die Bianchi hatte die Karte geleſen.

Sie lautete: „Man wünſcht Fräulein Bianka Bianchi, recte
Hartnagel, auch genannt die „geſcheckerte Betti“, zu

prechen.“
Bianka Bianchi war emporgefahren, jetzt ſank ſie wieder in den

Seſſel zurück und ſchaute mit Augen, die der Schrecken weitete, auf
ihre erſtaunte Dienerin.

„Laſſen Sie die Perſon herein,“ murmelte ſie.
„Gs iſt ein Herr.“
„Den Herrn alſo.“
Die Stimme und die Geſtalt der Bianchi wankten.

Sekunden ſpäter betrat Müller das Zimmer.
„Sie ſind Fräulein Bianchi?“ begann er, nachdem er ſich einen

Seſſel zu ihrem Schreibtiſch gezogen hatte.
„Und wer ſind Sie? Sie kennen mich von früher her?“ fragte

vnſicher die Schauſpielerin.
h kenne Sie erſt ſeit einer Stunde, aus Jhren Akten.“
e ſind von der Polizei?“

aus dieſem Grunde habe ich dringned bei Jhnen zu tun.
Es lt ſich um den Kolpingſchen Schmuck.“

Gs war für Bianchi günſtig, daß ihr Seſſel tief war und daß
er ſo ſichere Seitenlehnen hatte, ſonſt wäre ſie heruntergefallen.
Ganz grau war ſie im Geſicht und Schweißperlen glängzten auf

irn.
zJch ich weiß nicht,“ würgte ſie hervor.
Er lachte ihr ins Geſicht.
„Sie werden doch nicht leugnen wollen ſagte der Detektiv mit
rt klingender Stimme. „Mit Jhrem Erſchrecken haben Sie ja

ſchon geſtanden, Sie brauchen nur noch zu ſagen, wo der Schmuck
iſt. Es wäre ein Glück für Sie, wenn er ſich noch in Jhren oder
See lieben Bruders Händen befinden würde, da ließe ſich im

Einige

ereſſe der beſtohl enen Familie noch manches vertuſchen und

(Fortſehnng ſolgi.

ie, Barbara Hartnagel, verte „geſcheckerte Betti“, kämen villiger
daron.“
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Die Kartellverſammlu etzte den BeitraKopf und Quartal mit WVirra vom 1. April 1
nung des Vorſtandes wir u

ſtatſfin ende

miſſion gewählt. Unter e iedenem wurde eine Reihe aktueller
Fragen Konſumverein, Volksfürſorge, Herbergsfrage, Miwafa
und ergerne 7 behandelt, deren weitere Erörterung in die ein
zelnen Gewerkſchaftsorganiſationen verwieſen wurde.

auf 10 Pf. auf
e Vag bereeſehende 372

or e am 9.
h eine viergliedrige Kom ſtand

SPD., Eisleben. Am kommenden Donnerstag, abends 8 Uhrfindet im Parteibüro Vorſtands- und Funktionärithun ſtatt.
reſtloſes Erſcheinen aller Funktiönäre wird gebeten. Die pianmäßige
Mitgliederverſammlung des Ortsvereins findet Sonntag, den 14. d. Mts.,
abends 8 Uhr, im kleinen Saale des Volkshauſes ſtatt. Da die ein
zelnen Tagesordnungspunkte von größter Wichtigkeit ſind, müſſen
es ſich die Mitglieder zur Aufgabe machen, in der Verſammlung zu
erſcheinen. Halte ſich daher jeder dieſen Abend frei.

Der Vorſtand.

9ewerſchaftliches.
Scharfmachereien in der Metallindufſtrie.

Statt Lohnaufbeſſerung Lohnabbau.
Eſſen, 8. Juni. i Dr tbericht. tDer MetallarbeiterVerband teilt mit: ad Benteg ſanken in

Eſſen Lohnver handlungen für die MetallJnduſtrie fürden Bereich der nordweſtlichen Gruppe ſtatt. Die Aber aee

eine Lohnverkürzung von 10 Prozent in ihrem Kün-
digungsſchreiben vorgeſehen; die Arbeitnehmer Vertreter hatten
in ihrem Kündigungsſchreiben Lohnerhöhungen eert deren
Höhe ſie bei den Verhandlungen unterbreiten wür Sie be
ſtanden darauf, daß die Arbeitgeber eine Erklärung abgeben, daß
auf die angekündigte Lohnreduzierung von vornherein verzichtet
werde, da die Organiſationsvertreter nicht vereit
ſeien, über einen Lohnabbau mit reden zulaſſen. Die Arbeitgeber verſuchten, nachdem die Organiſations
vertreter die Forderung von 80 Pf. Stundenlohn für den Fach-
arbeiter unterbreitet hatten, in Verhandlungen über den Lohn
abbau einzutreten. Dieſes wurde von den Arbeiterorganiſa
tionen a Somit ſind die Verhandlungen über die Lohn
frage in der Metallinduſtrie geſcheitert. Arbeiterorgani-
ſationen werden den Schlichter der Angelegenheit anrufen.

Streff in der Metallinduſtrie Aſchersleben.
Nachdem bereits am Montag in einigen Betrieben in der Metall

induſtrie Aſcherslebens die Arbeit eingeſtellt wurde, werden heute,
Dienstag, weitere Betriebe folgen. Aus taktiſchen Erwägungen
ſind einige Betriebe ganz herausgenommen, hingegen in anderen
wieder nur die wichtigſten Abteilungen. Es iſt it zu rechnen,
daß entweder durch Ausſperrung oder durch das Fehlen der wichtig
ſten Abteilungen in einigen Betrieben die geſamte Metallinduſtrie
in Aſchersleben recht balld ſtillgelegt wird.

Der Kampf geht um Lohnerhöhungen. Nachdem die Ver
handlungen von Partei zu Partei ergebnislos verliefen und dann
der Schl in Halberſtadt einen Spruch ſällte, wo
nach der alte Lohn von 57 Pf. pro Stunde für den Facharbeiter
über 283 Jahre für die Monate Juni und Juli weiterbeſtehen ſollte,
blieb nichts anderes übrig, als die Arbeit einzuſtellen. Außerdem
hat die Metallindarſtrie in der Umgebung bereits ſeit längerer Zeit
ſchon höhere Löhne weiſen. Der größte Betrieb in Aſchers
leben, die Firma R. Wolf, welche dem Verband Mitteldeutſcher
Metallinduſtriellen ört und für das Magdeburger Tarifgebiet
in Frage kommt, zahlt ſeit Ende März einen Mindeſtlohn von
61 Pf. Dieſer Lohn wurde bekanntlich vom halliſchen Schli
gusſchußß feſtgelegt, der für die Tarifgebiete Anhalt, Halle,
burg Geltung hat. Schon dieſer Schiedsſpruch war ein Fehlſpruch,
zumindeſt wegen ſeiner langen Dauer (83 Monate). Das alles
war dem Vorſttzenden des Schlichtungsausſchuſſes Halberſtadt, Dr.
Bachmann, bekannt, und dennoch dieſe jeden ſogiglen Empfindens
bare Entſcheidung Sollte die Haltung des Schlichtungsausſchuſſes
Halberſtadt auf höhere Anweiſung erfolgt ſein? In der geſamten
Metallinduſtrie Mitteldeutſchlands ſind die Tarife gekündigt.
Sollte die Einftelli der Schlichtungsausſchürſſe überall gleich
gelagert ſein, ſo ſind ſchwere Wirtſchaftskämpfe in der nächſten Zeit
Zu erwarten. Die Metallarbeiter, die beſonders in den letzten
Monaten ihre Organiſation gefeſtigt haben, ſind ſtark genug, wenn
es nicht anders ſein kann, auch ſelbſt höhere Löhne durchzuſetzen,
zumal in dieſer ogruppe die niedrigſten Li in Erſchei
nung treten. Die Unternehmer haben beſonders die in der Metall
induſtrie ſtark vorherrſchende Kriſe gehörig ausgenutzt.
Die Metallarbeiter Mitteldentſchlands tun gut,ſich zum Kampfe bereit zu ſtellen.

Streik der Leiterger(iſtbauer bei er Firma Becker.
Die in dieſem Betriebe beſchäftigten Arbeitnehmer ſind wegen

Lohndifferenzen in den Streik getreten. Die am geſtrigen Tage
ſtattgefundenen Verhandlungen ſind geſcheitert an der Hartnäckig-
keit des Arbeitgeberverbandes. Dieſer will den Verſuch unter-
nehmen, mit Streikbrechern den Betrieb wiederaufzunehmen. Wir
erſuchen die Arbeiterſchaft, dieſen Betrieb zu meiden.

Deutſcher Verkehrsbund, Verwaltung Halle.

Auf den Kownver Sägewerken und Mahlmühlen ſtreiken ſämt
liche Arbeiter, da ihre Forderung auf Erhöhung der Arbeitslöhnenicht erfüllt worden iſt. Acht geberie und vier Mahlmühlen
haben ſeit fünf Tagen die Betriebe geſchloſſen. Trotz der Ver
mittlung durch die Arbeitsinſpektion beim Jnnenminiſterium iſt
bisher keine Einigung erzielt worden.

Kommunadle undſcſicur.
Beamtenforderungen.

Hannover, 9. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Der preußiſche Kommunalbeamtentag nahm eine

an, in der an die preußiſche Regierung und an das
das dringende Erſuchen gerichtet wird, ohne Verzug das Kom
munalbeamtenrecht zu reformieren. Das Geſetz müſſe mindeſtens
ſolgende Forderungen erfüllen: Die Anſtellung aller Beamten

er Gemeinden und Gemeindeverbände hat unter Vorbehalt einer
angemeſſenen Vorbereitungs- und Bewährungsfriſt auf Le-
benszeit zu erfolgen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände
ſind verpflichtet, die erforderlichen Beamtenſtellen einzurichten.
Die Betriebsbeamten ſind den Beamten der Hoheitsverwaltungen
in jeder Beziehung gleichzuſtellen und bei Ueberleitung gemeind-
licher Betriebe in eine andere Wirtſchaftsform rechtlich und wirt
ſchaftlich zu ſichern. Dis Ueberführung der vorhandenen Dauer-
angeſtellten in ein Beamtenverhältnis iſt zu ſichern und ſo zu
ordnen, daß entgegenſtehende Geſetze und Vorſchriften auf ſie
keine Anwendung finden.

3

„Selbſſe“, en Sachverſicherungs

die Genoſſen Th. Leipard, Vorſitzender, G. Sch
lich in Berlin), P.

offmann, ſtellvertretender Vorſitzender, E. Berger,
endel (ſämtlich in A. Henze (Lübeck), ſtellvertretender iftführer. Der Aufſichtsrat wählte in den Vor

die Genoſſen Bäſtlein, Kaſch, Lorenz, Paeplow,Streine, Leſche und Junger (ſämtlich in Hamburg).

Wifſenſchaftlicher Ausflug des Genoſſenſchafts-
ſeminars der Univerſität Halle.

u dem ügigen Ausbau des Genoſſenſchaftsſeminars derumdeitt Je in den letzten zwei Jahren unter der Leitung des

verdienſtvollen Direktors Prof. Dr. Grünfeld gehören u. a.
auch die Genoſſenſchaftsexkurſionen des Seminars. Jm vorigen
Jahre wurden in den Pfingſtferien die genoſſenſchaftlichen Ein
richtungen Hamburgs (Groß-Einkaufs Geſellſchaft deutſcher Kon
ſamvereine, die „Produktion“ uſw.) beſichtigt. Jn dieſem Jahre
hat das Seminar den Genoſſenſchaftsbetrieben der GEG. in
Sachſen einen Beſuch abgeſtattet. Die Reiſe ging von Halle nach
Rieſſa. Rieſa zählt eiwa 24 000 Einwohner, darunter 4000 Fabrik
arbeiter, von denen über 800 in den Genoſſenſchaftsbetrieben be
ſchäftigt ſind. Außer dem großen Lager beſtehen hier folgende der
GEG. angehörende Genoſſenſchaftsbetriebe: eine chemiſche Fabrik,
Seifenfabrik (eine der größten Seifenfabriken Deutſchlands), Teig-
warenfabrik (die größte Teigwarenfabrik Deutſchlands), Kiſten-
fabik, Zündholzfabrik uſw.

Von Gröba ging die Reiſe nach Chemnitz. Hier beſtehen
gewaltige, der GEG. angehörende Manufaktur, Schuhwaren und
Kolonialwarenlager mit ſtändiger Muſterausſtellung, ſowie eine
Muſterausſtellung von Geſchäftsinventar und Hausſtandsartikeln.
Es ſind hier ferner eine Moſtrichfabrik, eine Kaffeeröſterei, eine
Linſenreinigungs- und Sortieranlage, eine Kakaogbfüllanlage
uſtw. vorhanden. Die Betriebe ſind alle modern und muſterhaft
eingerichtet. Sachſen iſt bekanntlich das Zentrum der deutſchen
Textilinduſtrie. Deswegen entſchloß ſich die Exkurſion, die typi
ſchen Privatbetriebe auf dieſem Gebiete, und zwar: eine Webſtuhl
fabrik, eine Spinnerei, eine Weberei, eine Teppichtweberei und eine
Färberei zu beſichtigen. Jn Chemnitz wurde ferner die en
ſchaft der Kaufleute für Chemnitz und Umgegend beſichtigt. Zum
Schluß beſuchte die Exkurſion die Zigarrenfabrik in Falkenberg

und am 28. Mai ging die Reiſe nach Halle zurück.
Die Bedeutung derartiger Erkurſionen, die als eine Ergänzung

der „trockenen Kollegs“ dienen, iſt ungemein groß. Hier wird den
Seminarteilnehmern, die hauptſächlich in Zukunft ſich genoſſen
ſchaftlich betätigen wollen, gezeigt, was der genoſſenſchaftliche Zu
ſammenſchluß praktiſch zu erreichen vermag. Einen beſonders
günſtigen Eindruck üben neben den techniſchen und wirtſchaftlichen
vor allem die ſogialpolitiſchen Grrungenſchaften in den Genoſſen
ſchaftsbetrieben aurs, im Vergleich zu den engen, mit Menſchen
überfüllten, Räumen der Privatbetriebe, meiſtens ohne
Ventilatoren, Speiſeräume und Waſchgelegenheiten, geſchweige
Badegelegenheiten. FJch erinnere mich lebhaft einer Privattextil-
fabrik, die wir gerade während einer Mahlzeit beſuchten, wo die
Arbeiterinnen wie Heringe im Faß eng nebeneinanderſaßen und,
ohne ſich die Hände zu waſchen, in den ſtaubigen Räumen an ihren
Webſtühlen frühſtückten. Und wie ſauber und beinahe theaterfähig
verließen die jungen Arbeiterinnen der Seifenfabrik der GEG.
in Gröba die Betriebe nach der Arbeit!

Die Exkurſion hat bei den Teilnehmern das Jntereſſe für das
Genoſſemſchaftsweſen noch mehr geſteigert. Die Seminarmit-
glieder wußten Herrn Prof. Dr. Grünfeld für die große Mühe und
Anſtrengung, die er durch dieſe Veranſtaltung gehabt hatte, herz
lichen Dank entgegenzubringen. Unvergeßlich bleibt den Beteilig-

die Gaſtfreundſchaft, die die Betriebe der GEG. ihnen ewigen
haben.

Aus aller Welt.
Deutſcher Rundflug.

Die fünfte Schleife.
Berlin, 8. Juni. (WTB.)

Heute früh um 4 Uhr ſtiegen zu der fünften und letzten Schleifen
r des Deutſchen Rundflugs insgeſamt 35 Flugzeuge auf. Das
Fluggeug 639 (Bäumer), das als 16. geſtartet war und bereits
als erſtes Breslau erreicht hatte, landete heute Mittag 12 Uhr
51 Min. als erſtes Fluggeug wieder in Berlin. Bäumer hat ſomit
für die 1034 Kilometer betragende Strecke einſchließlich der
Zwiſchenlandungen 8 Stunden und 8 Minuten gebraucht.

Stettin, 8. Juni. (WWTWB.)
Heute vormittag gegen 11 Uhr mußte das Flugzeug D 638,

das am Deutſchen Rundflug beteiligt iſt und aus Frankfurt a. O.
kam, in der Nähe von Greiffenhagen wegen eines Motordefekts
Notlanden. Die Maſchine blieb unbeſchädigt. Der Führer
von Bülow und ſein begleitender Monteur blieben unverletzt.

Berlin, 8. Juni. (WTWB.)
Von den heute zur fünften Schleife des Deutſchen Rundflugeſtarteten 388 Flugzeugen ſind weitere vier bis 322 Uhr Wo

mittags außer den bereits gemeldeten Bäumer (639) hier ein
etrof en, darunter Polte auf Udet (670) und Röder auf Junkers
654).

Die Urſache des Mafſenmordes.
Nürnberg, 8. Juni. (WTB.)

Der „Fränkiſche Kurier“ meldet aus Haſſenberg bei Kobarrg:
Die grauenhafte Tat des Korbmachers Brückner iſt inſofern auferf rt worden, als man auf dem Tiſche der Wohnſtube einen

Zettel fand, auf dem von Brückner geſchrieben war: „Die Urſache
zur Tat iſt, weil mein Schwager Hugo bei dem letzten Schlachte
feſte mit ſeiner Schweſter Blutſchande getrieben hat.“ Die Schweſter
alſo ſcheint die Ehefrau des Brückner zu ſein. Sie lebte getrennt
von ihrem Mann und befand ſich im nahen Dorfe Lindenberg. Die
9 Opfer wurden ſämtlich in ihren Betten mit eingeſchlagenen
Köpfen und durchſchnittenen Hälſen aufgefunden. Sie ſcheinen
im tiefen Schlaf gelegen und keinen Widerſtand geleiſtet zu haben.
Anſcheinend hat Brückner zunächſt die älteren Familienmitglieder
umgebracht. Die Leichen wurden nach Geſtungshauſen gebracht,
wo ſie von der Staatsanwaltſchaft Koburg zur Beerdigung frei

wurden.
Haſſenberg, 8. Juni. (WVB.)

Der Grmordung durch Brückner iſt nur deffen eigenes 1 W jähriges
Töchterchen entgangen, die er nicht bei ſeiner von ihan getrennt
lebenden Frau in Lindenberg vorgefunden hat. Die Leichen der
10 Opfer werden morgen beerdigt.

Furchtbares Berbrechen.
Kreuzberg (Ruhr), 9. Juni. (WWDVB.)

Ein ſchweres Verbrechen beging ein jähriger Mann, der Vater
eines Kindes. Er erſchlug ein junges Mädchen und verſteckte die
Leiche unter Stroh in der ſeines Schwieger-
vaters und zündete dieſe an. Bei den Aufräumumgsarbeiten wurde
die Leiche gefunden, an der vermutlich ein Sittlichkeits-

ver r eſch em begangen worden iſt. Der Täter wurde verhaftet.

M. von n mit einer Gartenſchere und ei

Madchenmord in Niederſchöndauſen.
Verhaftung des Täters.

wanzig Jahre altes Mädchen ermordet aufgefunden.Die Laub Mitiwoch

licher Anblick. Auf einem Lehnſtuhl e ein 18 bis 20 Jahre
altes Mädchen mit einer töd lichen Schußverletzung im
Kopf. Die Tote hielt die Hände im Schoß gefaltet, und hier
lag auch der Revolver, eine Mauſerpiſtole, Kaliber 6,35. Am
Erdboden entdeckte er einen Patronenkarton mit 25 Patronen.
Bredlow r ſich ſofort nach dem e Polizeirevier in
Niederſchönhauſen und meldete den Leichenfund. Die Beamten
der Schutzpolizei benachrichtigten die Berliwer Mordkom-
miſſion. Dieſe traf unter Leitung der Kriminalkommiſſare
Werneburg und Albrecht bald am Tatort ein. Es konnte
feſtgeſtellt werben, daß das Verbrechen aller Wahrſcheinlichkeit nach
in der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag verüb:
worden ift. Irgend welche Spuren, die auf einen Kampf der
Ermordeten mit dem Täter hätten ſchließen laſſen, wurden nicht
vorgefunden. Die Tote war dem Jnhaber der Laube vollſtändig
unbekannt, und auch die andern Koloniſten wollten das Mädchen
in der dortigen Gegend noch nicht geſehen haben. Ausweispapiere
wurden bei der Ermordeten nicht vorgefunden.

Ueberraſchend ſchnell iſt es dann der Kriminalpolizei gelungen,
das Verbrechen aufzuklären. Man mußte mit der Möglichkeit
rechnen, daß der Mörder im Bekanntenkreiſe des Grundſtücks
beſitzers Bredlow zu ſuchen ſei. Nach dieſer Richtung hin wurden
noch in der Nacht umfangreiche Ermittlungen angeſtellt, die dazu
führten, daß man bereits in den heutigen Morgenſtunden den
18 Jahre alten Sohn Bredlows, den Bäcker PaulBredlow, unter Mordverdacht verhaftete. Auch die Perſönlichkeit
der Toten konnte feſtgeſtellt werden; es handelt ſich um die
17 jährige Charlotte Kaiſer aus Pankow. Zwiſchen den
beiden fungen Leuten beſtand ein Liebesverhältnis, das in der
letzten Zeit wiederholt durch Streitigkeiten getrübt worden war.
Bei den Vernehmungen auf dem i. 7 gab Bredlow
an, daß er zwar mit dem Mädchen nach der Laube gegangen ſei,
daß aber ſie ſelbſt ſich die tödliche Verletzung in ſelbſtmörde
riſcher Abſicht beigebracht habe. Dieſen Angaben ſchenkt die
Kriminalpolizei vorläufig keinen Glauben. Man iſt der Anſicht,
daß Bredlow ſeine Braut aus Eiferſucht erſchoſſen hat.

Amtliche Unterſuchung. Zu den Vorgängen in Teltow teilt der
Amtl. Preuß. Preſſedienſt mit, daß das preußiſche Miniſterium
des Jnnern ſofort an alle in Frage kommenden Dienſtſtellen
Bericht eingefordert hat. Sobald die Ermittlungen, die füch
naturgemäß u. a. auf die Vernehmung zahlreicher Perſonen er-
ſtrecken, abgeſchloſſen ſein werden, wir die Oeffentlichkeit weiter
unterrichtet werden.

Doppelmord und Selbſtmord. Jn Spaudau erſchoß der
Lokomotivheizer Bengſch ſeine Ehefran, ſeine 3wötftgyrig Tochter
n verübte dann Selbſtmerd. Die Gründe zur Tat ſind unbe-
annt.

In der Wüſte verhungert. Aus Kairo wird gedrahtet: Jn der
Wüſte von Sollum und der SovaOaſe wurden die Leichen von
vier italieniſchen Fliegern gefunden, die Mitte April abgeſtürzt
waren. Sie ſind anſcheinend Hungers geſtorben.

100 Opfer einer Ueberſchwemmung. Wie aus Mexiko berichtet
wird, ſind durch eine Ueberſchwemmung des Tehuantepee im Jſthmus-
gebiet über 100 Perſonen ertrunken. Die Vorſtadt San Blas von
Tehuantepee ſoll größtenteils zerſtört ſein.

Ermordet aufgefunden. Geſtern wurde im Walde in der Nähe
des Hubertusberges bei Coswig die 79 Jahre alte Witwe Senſt aus
Coswig ermordet aufgefunden. Die alte Frau war vollſtändig ent
kleidet und hatte einen Schuß und eine Stichwunde am Hals.
wird Raubmord vermutet.

Der amerikaniſchen Hitzewelle, die nun bereits eine Woche an
dauert, ſind bisher 300 Menſchen zum Opfer z
Jn Philadelphia ſind allein 60 Perſonen an ſchlag
geſtorben.

Nach dem Alkohol der Totaliſator. Den amertkkantſchen Pur
tanern genügt es offenbar nicht, ihr Land trockengelegt zu haben.
Nach ihrer Anſicht ſchweben ihre Landsleute nach wie vor in er
ſittlicher Gefahr, und zwar deshalb weil die Unſitte der Renn
wetten noch beſteht. Die in letzter Zeit fehr ſtark gewordene Propa
genda der Wettgegner weiſt insbeſondere darauf hin, daß im Ver
lauf des vergangenen Jchres auf den Rennplätzen nicht
als 2 Milliarden Dollars am Totaliſator umgeſetzt wurden.
ſind deshalb feſt entſchloſſen, einen ſyſtematiſchen, mit allen
Mitteln zu führenden Feldzug gegen die Buchmacher und den Un
fug des Totaliſators zu eröffnen.

Rundfunk- Programm Leipzig.
Mittwoch den 10. Junt:

10 Uhr vorm. Wirtſchaftsnachrichten Woll und Baumwoßpreiſe. r Uhr morgens: Was die Zeitung bringt. 12 Uhr
mittags: Mittagsmufik. 12.55 Uhr nachm. Nauener Zei 3
1 Uhr nachm. Vörſen- und Preſſebericht. 4 „8 Uhr, 6.
abends: Wirtſchaftsnachrichten: Landwirtſchaftliche, Baumwo
Deviſen. 4.30 bis 6 Uhr r Märchennachmitt
Kinder. (Lina Monard lieſt Mär und die Rundkapelle ſpielt entſprechende Weiſen.) 6.45 bis 7 Uhr abends

telftunde. 7 bis 7.30 Uhra ends: Vortrag: Dr. Sitß6.Leiter der land wirtſchaftlichen Beratungsſtelle a. M
„Fr des Pflanzenſchutzes und der

a de z h cher vomHän t vom m chaftliabends: Hörſpiel: Spiele (Einleitende
lius Witte. Ausführende: Mi

Teufel mit dem alten Werbe.
Roßdieb zu Fünſing. rW ger t und se hen
OEvÄOR—TOIèèfſk&Aggoccaeaeooooeoooc)ooooeoVerantwortlich itik, Wirtſ undehe e net e uovinz: G. Kaſparek;ger i Halle. Verlag: r fSaueſche enoſſenſchaft ruckerei, e. G. m. B.
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gange des Kloſters zwei Hemmntiſſe entgegen: die Dreifelderwirt-

geteilt die zu pflügen waren, „ob ſie Pferde hatten oder nicht“.

BVauern.

et der Verpachtung gewählt, weil die Weinkultur jahrelanger,
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Die deutſchen Agrarverhältniffe im
Mitielalter.

Von Alfred Wielepp.
Es find jetzt ungefähr 400 Jahre verfloſſen, ſeitdem ſich die

deutſchen Bauern suſammengeſchart hatten, um eine Befreiung von
den ſie ſchwer bedrückenden Laſten zu verſuchen. Der Aufſtand der
Bauern wurde von den Lehnsherren im Blut erſtickt und die Ge
ſchlagenen mmrßten noch Jahrhunderte ihre harten Frondienſte
verrichten oder unerträgliche Abgaben leiſten. Welcher Art dieſe
Dienſte und Abgaben waren, läßt eine tiefgründige Studie er
kennen, die Dr. Werner Richter an der mittelalterlichen Guts
herrſchaft Pfort a vorgenvanmen hat, und die jetzt in der
Schriftenreihe „Beiträge zur mitteldeutſchen Wirtſchaftsgeſchichte
und Wirtſchaftskunde“, herausgegeben von Prof. Dr. G. Aubin
Halle), als 3. Heft erſchienen iſt. Die zahlreichen Auszüge aus
dem Erbbuche des alten Ciſterzienſer Kloſters, das ſpäter in die
ſcgenannte Landesſchule und dann in ein Lehrerſeminar um
gewandelt wurde, laſſen plaftiſch die Stellung der Bauern zur Guts
herrſchaft hervortreten. Eine reine Gutsherrſchaft war das Kloſter
Pforta zwar nicht, denn es zog von einer Reihe von Dörfern nur
den ſogenannten Gatterzins, ohne von den dort eingeſeſſenen
Bauern perſönliche Dienſte zu beanſpruchen. Dieſe Form der Ab-
bängigkeit wird in der Geſchichte der Agrarverfaſſungen als
„Grundherrſchaft“ bezeichnet.

Jm Gegenſatz zur Grundherrſchaft, die mit keiner eigenen land
wirtſchaftlichen Beſizung verbunden zu ſein brauchte, ſtand die
Gutsherrſchaft, die ſelbſt über ausgedehnte landwirtſchaftliche Be
triebe verfügte und deren Bewirtſchaftung in den Vordergrund
ſellte. Hier wurde nicht nur für den perſönlichen Bedarf der
Gutsherrſchaft und ihrer Bedienung, ſondern für den Markt produ-
ziert. Dazu waren viel Arbeitskräfte notwendig, und da man es
für unzweckmäßig hielt, dieſe Arbeitskräfte ſtändig zu unterhalten
und zu beherbergen, zwang man die Bauern, die in den zum Gute
gehörenden Dörfern lebten, in ein Hörigkeitsverhältnis und ver-
rflichtete ſie neben den in dieſem Falle nicht ſehr hohen Abgaben
zu Geſpann- und Handdienſten.

Außer 46 Dörfern. die der Gutsherrſchaft Pforta zu Gatter-
zinſen, alſo nur zur Abgabe von Geld und Naturalien, verpflichtet
waren, gehörten zu ihr 30 Dörfer und „Wüſtungen“, deren Be
wohner Frondienſte verrichten mußten. Daneben beſtanden noch
mehrere Ritterlehen. Pfarrlehen und Schäfereien, die Pforta
gegenüber ebenfalls abgabepflichtig waren.

Die Wirtſchaftsgeſchichte Pfortas müſſen wir übergehen, ſo
intereſſant ſie auch für die Entſtehung der mittelalterlichen Agrar
Lerfaſſung iſt. Dr. Richter ſchildert ſie in zwar kurzer aber doch
rerſtändlicher Weiſe. Gs ſei nur daraus hervorgehoben, daß die
Mönche des Kloſters es verſtanden haven, ſich bei dem Handel mit
den Erzeugniſſen des Kloſters, vor allem Schafwolle und Wein
gherlei Vorteile zu verſchaffen, u. g. auch Zoll- und Geleitsfreiheit.
Dadurch gelangte das Kloſter zu großem Reichtum, und die Jn
ſaſſen, die bisher ſelbſt gearbeitet hatten. verlegten ſich nunmedr
darauf, andere für ſich arbeiten zu laſſen, und begnügten ſich da
nttit, den gewonnenen Reichtum in Ruhe und Behaglickkeit zu ver-
zehren.

„Die Lage der Kloſterdörfer“, ſo berichtet der Verfaſſer „war
keineswegs heneidenswert.“ Das Sprichwort „Unter dem Krumm-
ſtab iſt gut wohnen“ ſei auf die zu Pforta gehörenden Dörfer nicht
anzuwenden geweſen. Anms der zweiten Hälfte des 15. Jahr-
hunderts lägen mancherlei Urkunden vor, die Klagen der
Bauern über Bedrückung durch Pforta enthalten.
Die Folge davon war. daß ſich auch in den Kloſterdörfern die
Bauern gegen Ende des 15. Jahrhunderts erhoben, und 1485 ver-
weigerten alle Dörfer zwiſchen Eckartsberga und Koſen die Dienſte.
mußten ſich aber nach kurzem Widerſtand ergeben. Auch als 1527
der allgemeine Bauernkrieg ausbrach, beteiligten ſich die Pfortenſer
Banern daran. aber ebenſo erfolglos.

Trotz der Ausbentung der Bauern war die Gutswirtſchaft
Pfortas um die Mitte des 15. Jahrhunderts in Zerfall geraten,
zum Teil wohl hervorgerufen durch den verſchwenderiſchen Lebens-
wandel der Aehbte.

Die Urſachen des wirtſchaftlichen Zerfalls der flöſterlichen Güter
lagen gher nicht nur bei den verſchwenderiſchen Aebten, waren viel
mehr darin zu ſuchen, daß die Marktproditktion vernachläſſigt und
FHauptſächlich auf die Befriedigung des eigenen Bedarfs geſehen
wurde. Für den Markt kam jetzt faft nur noch der Weinban und
die Schafzucht in Betracht. „Einer höheren Entwicklung der Wirt-
ſchaft ſo ſchreibt Dr. Richter, ſtanden neben dem inneren Nieder-
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ſchaft. die wir auch hier überall finden, und die Arbeitsverfaſſung.
d. h. die ſtarke Verwendung von Frondienſten, die nur unwillig
und läſſig geleiſtet waurden.“ Wie umfangreich die Frondienſte ge-
weſen ſein müſſen, geht aus einer Urkunde vom Jahre 1540 hervor.
nach der auf den umfangreichen Gütern des Kloſters nur 107 Per
ſonen gelohnt wurden. und zwar waren dies ausſchließlich Magde.
Hirten und Aarfſichtsperſonal.

Den Dörflern war nun ihre Fronarbeit genau vorgeſchrieben.
Jedem Dorf waren je drei Felder von vorgeſchriebener Größe zu

Die Ernte einzubringen war ebenfalls Pflicht der hörigen
Die Verpflichtung dazu war nicht immer derſelben Art.

richtete ſich vielmehr nach der Art der Fron, die in den Dörfern
üblich war, ehe ſie in den Beſitz Pfortas übergingen. Einzelne
Dörfer waren zum Ernteſchnitt nicht verpflichtet. konnten es aber
freiwillig tun, „umb den Zehenden“ für den Schnitt und um den
25., manchmal auch ſchon um den 16. bis 17. Scheffel oder um Geld
für den Druſch. Die fronpflichtigen Dreſcher mußten aber auch
noch bei anderen Arbeiten helfen, ſo das Getreide auf den Boden
ſchaffen, das Samengetreide und was in die Milthlen geſchickt und
erfantft wurde, ſacken und herabtragen uſw., „wann es inen be
flen

Beim Weinbau, den man um des begehrten Tauſchverkehrs
mit Bedarfsgütern aus den nahen Städten Erfurt. Halle und
Leipzig intenſiver betrieb, hatte man die Form des Erbzinsgutes

ſorgfältiger Arbeit bedurfte und der Winzer nicht durch Raubbant
die Anlagen ſchädigen und vernichten ſollte. Eine „Ordnung der
Weinberge“ regelte die Arbeit des Winzers, und bei Verletzung
derſelben wurden itber ihn harte Strafen verhängt oder ihm der
Weinberg entzogen.

Jn dem bedeutenden Forſtbeſitz (zum Gut Pforta gehörlten
15 große und 5 kleine Gehölge) waren die abhängigen Dörfer zum
Holzhauen verpflichtet.

Die Vieh z ucht war, wie ſchon geſagt, unbedeutend und diente
feſt nur dem eigenen Bedarf, kam alſo ſo gut wie gar nicht für
den Markt in Frage. Ueber die Arbeitsverfaſſung bei der Aufzucht
des Viehes gibt das Erbbuch wahrſcheinlich keinen Aufſchluß,
wenigſtens ſchreibt Dr. Richter nichts darüber. Eine Ausnahme
bildete die Schafzucht.

Erwähnenswert iſt noch, daß den Dörfern die Anlage von Back-

„Die Organiſation einer Grund- und Gutsherrſchaft im
Saale-Unſtruttal um die Mitte des 16. Jahrhunderts. (Das Erb.
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öfen nur mit Genehmigung Pfortas geſtattet war. Dieſes ließ
in jedem Dorfe nur einen zu, in dem die Einwohner
zwangsweiſe ihr Brot, n uſw. backen mitßten; dafür mußten
ſie dann das 15. Brot an Pforta abliefern.

Das Brauen und der Ausſchank von Bier und Wein war
ebenfalls von der Zuſtimmung Pfortas abhängig. Wo ſich in den
Dörfern Schenken befanden, waren ſie von Pforta erblich aus-
gegeben und an dieſes abgabepflichtig.

Auch die Mühlen waren für Pforta eine ergiebige Einnahme-
quelle. Jeder Mühle waren verſchiedene Dörfer zugeteilt, die ge-
zwungen waren, ihr Getreide dort mahlen zu laſſen. Die Müller
befanden ſich ebenfalls in der eigenartigen Unternehmerſtellung, die
wir bei den Schäfern kennengelernt haben.

Die Fiſcherei brachte dem Kloſter ebenfalls Erträge, wenn
guch keine allzu erheblichen. Sie wurde gleichfalls verpachtet. Der
Fiſcher erhielt Wohnung in einem dem Gute gehörenden Haus;
carßerdem wurden ihm zwei Kiühe und ein Kalb gehalten. Dafür
mußte er das Kloſter mit Fiſchen verſehen, die ihm gegen Aufrech-
nung des Pachtzinſes das Pfund für 10 bis 16 Pfennige ab
genommen wurden. Die gefangenen Lachſe marßte er ſämtlich dem
Kloſter anbieten.

Ueber die Lage der Bauernſchaft macht Dr. Richter
äußerſt intereſſante Angaben. Er ſchätzt, da Angaben darüber
nicht vorzufinden ſind, die Bevölkerung von 22 zu Pforta gehören-
den Dörern auf 2497 Einwohner. Die Bauern Pfortas waren
perſönlich zwar frei, alſo keine Leibeigene, aber dinglich abhängig
d. h. zu Frondienſten verpflichtet. Jn wirtſchaftlicher Beziehung
beſtanden ſchon damals Unterſchiede in der Bauernſchaft; neben
Bauern, die über 215 Hufen Acker verfügten, waren andere mit
weniger bis herab zu einer halben Hufe vertreten, und zwar waren
letztere die zahlreichſten. Manchmal hatte aber ein Bauer auch
mehrere Höfe in ſeiner Hand vereinigt. Die Beſitzform war das
„Laßgqut“ oder das „Erbzinsgut“. Erſteres war auf Zeit verpachtet,
letzteres, als häufigere Form, war dem Bauer erblich zur Nutzung
übergeben. Trotzdem war der Beſitzwechſel ziemlich häufig; nur
ein Fünftel aller Höfe ging auf den Sohn über, während vier
Fünftel durch Kauf ihren Beſitzer wechſelten. Dr. Richter bemerkt
dezu: „Die Bodenſtändigkeit der Bauern iſt demnach nicht ſehr
groß geweſen. Jn den drückenden Laſten, die zu den Agrarunruhen
führten, dürfte die Urſache zu erblicken ſein.“

Zu den ſchon erwähnten Frondienſten, die die abhängigen
Beouern zu leiſten hatten, kamen noch erhebliche Abg aben, die
teils in Geld, teils in Naturglien zu erlegen waren. Die Abgaben
zerfielen in öffentliche grundherrliche und kirchliche. Zu den
öffentlichen Laſten gehörten die Steuern für den Landesherrn und
die für das Gerichtsweſen, die Pforta als Gerichtsherr einzog.
Bei den grundherrlichen Abgaben kam vor allen Dingen der Erb-
zins in Frage, deſſen Höhe je nach der Güte des Bodens bemeſſen
war. Zu dieſem Zins trat noch die Heiratsabgabe, zu der jeder
Hof verpflichtet war. wenn ein Sohn oder eine Tochter heiratete.
Dazu kam die „Lehensware“, die bei jeglicher Beſitzveränderung
fällig wurde und 5 bis 614 Prozent des Kaufgeldes betrug.

Man ſieht aus Vorſtehendem, wie unheimlich ſchwer die wirt-
ſchaftliche Macht der Grund- und Gutsherrſchaft auf den Bauern
laſtete. Erſt 1812 wurde ihnen dieſe Laſt gab genommen. Aber die
Stein-Hardenbergſche Reform hat doch noch nicht lIückenlos mit all
dem mittelalterlichen Plunder aufgeräumt: auch nachher beſtanden
Gutsherrſchaften weiter. die auf die in ihrem Bezirk wohnenden
Einwohner Gewalt auszuüben vermochten. Selbſt nach der Revo-
lution im Jahre 1918 ſind die Gutsbezirke noch nicht verſchwunden,
und wenn ihnen auch nicht mehr die Rechte von früheren Zeiten
zuſtehen, ſo vermögen ſie doch infolge ihrer wirtſchaftlichen Macht
ſich noch manchen untertänig zu machen. Hoffen wir, daß auch
dieſer Reſt aus dem ſchwärzeſten Mittelglter recht bald ver
ſchwindet.

Georg Gärtner: Kaſpar Hauſer.
Jn der Fränkiſchen Verlagsanſtalt und Buchdruckeei G. m. b. H.

Nurnberg, Brette Gaſſe 25/27, iſt vor kurzem ein Buch erſchienen
des das lehhafteſte hiſtoriſche Jntereſſe an einer Perſon wachruft.
deren myſteriöſe Eriſtenz der Grund zu einer ganzen geſchichtlichen
Literatur geworden iſt. Es handelt ſich um die Lebensbeſchreibung
des berühmt gewordenen Findlings Kaſpar Hauſer, deſſen
Lebensſchickſale dem deutſchen Volke zuerſt durch die Veröffent-
lichurngen des verühmten Rechts gelehrten Feuerbach, des Groß
vaters des Malers Anſelm, nähergebracht wurden. Seitdem iſt
eine Fülle von Sehriften über Kaſper Hauſer erſchienen, die in
mehr oder weniger wiſſenſchaftlicher, mehr oder weniger ſenſatio-
teller Form den Findling in den Kreis des öffentlichen Jntereſſes
rückten. Der Verfaſſer der vorliegenden Schrift. Georg Gärt-
ner,, ſtützt ſich auf das hiſtoriſch zuverläſſigfte Material, vermeidet
cusſchweifende Phantaſien und bemüht ſich nicht ohne Erfolg,
Koſpar Hanuſer dem Leſer nicht nur hiſtoriſch. ſondern auch
men ſchlich nahezubringen. Aus ſeiner Darſtellung entnehmen
wir, daß Hauſer wahrſcheinlich badiſcher Thronerbe war, der
wenige Wochen nach ſeiner Geburt beiſeitegeſchafft wurde, um einer
Nebenlinie des Hauſes Platz zu machen und daß die Großherzogin
Stephanie von Baden, die Stieftochter Napoleon Bonapartes, als
die Mutter Kaſpar Hauſers gelten kann. Feuerbach lenkte be-
kanntlich durch ſeine dem Münchener Hof überreichte Denkſchrift
bereits die Aufmerkſamkeit auf die fürſtliche Abſtammung Hauſers,
erweckte zuerſt den ſich heute faſt bis zur Tatſache verhärteten Ver-
dacht. daß der Nürnberger Findling, der auf höchſt ſonderbare
Weiſe ums Leben gekommene älteſte Sahn Stephanies geweſen iſt.
Auch die ſpätere Lebensgeſchichte Hauſers bis zu ſeiner frichen Er
mordung durch den begauftragten Henker der inzwiſchen zur Regie-
rung gelangten badiſchen Nebenlinie erfahren eine ſehr intereſſante
und lehrreiche Bekeuchtunga. Das 124 Seiten ſtarke Schriftchen iſt
mit 12 Zeichnungen geſchmückt und zum Preiſe von 2,50 Mk. ge
bunden, kauflich. Es lieſt ſich wie ein guter hiſtoriſcher Roman
und hat den Vorzug, auch den hiſtoriſchen Blick des Leſers für ge
wiſſe Zeithilder und Zeitzuſeammenbange zu weiten Sch.
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Was bieten Krankfen-, Unfall-, Jnvaliden-, Angeſtellten und
Knappſchaftsverſicherung, Reichsverſorgungsgeſetz, Erwerbsloſen-
fürſorge, Schwexbeſchädigtenfürſorge, Reichsarbeiter- und Reichs-
eiſenbahnarbeiter Penſionskaſſe und ſoziale Fürſorge? Dieſe
Fragen beantwortet der Genoſſe Auguſt Karſten, M. d. R., in
einer ſoeben erſchienenen Schrift. Es werden in leichtverſtändlicher
Weiſe die Vorausſetzungen für Mitaliedſchaften. Anwartſchaften,
Leiſtungen ſowie für das Verfahren und den Rechtsweg in der ge
ſo mten Verſicherungsverſorgung und Fürſorge behandelt. Durch
dieſe Schrift iſt eine empfindliche Lücke in der ſoziglen Literatur
ausgefitllt. Auf Grund langjähriger Erfahrungen als Arbeiter
ſekretär ſowie als ſozialpolitiſch tätiges Reichstagsmitglied hat der
Verfaſſer eine Arbeit geleiſtet, die der Arbeiter und Angeſtellten-
ſchaft, den Betricbsräten ſowie allen in der ſoziglen Arbeit tätigen
Perſonen ein gutes Handbuch ſein wird. An Hand prgktiſcher Bei-
ſpiele wird gezeigt, wie die Leiſtungen zu berechnen ſind und wie
im Streitverfahren Schriftſtücke, Berufungen uſw. abgefaßt werden
müſſen. Wir können das Werk allen ſozialpolitiſch intereſſierten
Kreiſen auf das wärmſte empfehlen. Der Einzelpreis beträgt
1,20 Mk. Sie erſcheint im Verlag des Zentralverbandes der Ar
hbeitsinvaliden und Witwen Deutſchlands, Berlin W 35, Genthiner
Straße 34. Sie iſt auch in der „Volksblatt“ Buchhandlung zu erbuch Pfortas vom Jahre 1551.)“ Von Dr. Werner Richt er. Ver-

lag H. Meyers Buchdruckerei, Halberſtads helten.
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Die Arbeiterfrage.
Eine Kernfrage des Weitfrieges.

Ein Beitrag zur Erklärung des Kriegsausgangs von RichardSichler und Kachim Tiburtius. Deutſche Verlags-Aktien-
geſellſchaft, Berlin W o.

Dieſes Buch wurde ſchon im politiſchen Teil des „Volksblatt“
vom 26. Mai durch den Polizeioberſt a. D. Schützinger gewürdigt.
Es lohnt ſich abèr, noch einmal kurz darauf zurückzukommen. Ueber
die Motive zur Herausgabe der Schrift ſagen die Verfaſſer im Vor
wort, ſie hätten „aus mehrjähriger verantwortlicher Mitarbeit an
den Stellen des preußiſchen Kriegsminiſteriums und ſpäteren
Kriegsamtes, denen die Arbeiterfrage und der Heereserſatz an
Mannſchaften anvertraut war, über den Anteil, den das Volk in
der Heimat an der Kriegsarbeit hatte, über die perſonelle Seite der
Kriegswirtſchaft andere Erkenntniſſe gewonnen, als ſie ins-
beſondere der Genexal Ludendorff in ſeinen Kriegserinnerun zen
rertritt“. Sie wenden ſich gegen „ein vermeintliches Verſagen des
deutſchen Volkes in ſeiner Arbeitsleiſtung und in ſeinem perſön
lichen Verhalten, beſonders in Heimat und Etappe“.

Richard Sichler erhielt im Januar 1915 das „Referat für Zurück-
ſtellung Wehrpflichtiger“ bei der Fabrikenabteilung (B5) des All-
gemeinen Kriegsdepartements, das im April desſelben Jahres mit
den im Kriegsminiſterium beſtehenden Referaten für Aus und Ein
fuhr zuſammengelegt wurde. Es ſei dahingeſtellt, ob mit der
ſchnelleren Freimachung der reklamierten Facharbeiter in der Jn-
duſtrie zum Einrücken in die Front ein anderer Ausgang des Welt
krieges herbeigefiihrt worden wäre; gewiß wären dann die Leiden
dieſes Mordens nicht auf unſere, ſondern auf die Schultern der
anderen abgewälzt worden, aber wir Sozialdemokraten ſtreben ja
nicht nur dieſes mehr oder weniger egoiſtiſche Ziel an, wir wollen
ja die Verhinderung der Kriegsleiden überhaupt. „An-
erkennen müſſen wir jedoch, daß den Verfaſſern die Ehrenrettung
der ſchwerarbeitenden Maſſen und namentlich der Arbeiterfrauen
ron den Verleumdungen der ſchimpfenden Nationaliſten reſtlos
gelingt. Anerkennen müſſen wir, daß aus den Ausführungen
Sichlers und Tiburtius' eine höhere Auffaſſung von Volk und
r ſpricht, als es bei Ludendorff und ſeiner Geſellſchaft der

Fall iſt. SDie umfangreichen 9 Anlagen zum Buche, die aus Dokumenten
des Kriegsminiſteriums, der Oberſten Heeresleitung, des Reichs
kenzlers u. g. beſtehen, geben ein „anſprechendes“ Bild, welchen
unfähigen Leuten zum Teil das Geſchick des deutſchen Volkes an
vertraut war. Hatten doch viele dieſer Heeresämter noch nicht ein
mal eine ungefähre Vorſtellung vom Funktionieren der nor
malen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, geſchweige. denn
ron den Aenderungen, die ſofort ſtattfinden mußten, wenn dieſe
Wirtſchaft dem Volk und dem Staat dienen mußte, nicht um-
gekehrt. Und gerade weil dieſes Umgekehrte ſich überall hervor
drängte, kam es zu dem ungeheuer tragiſchen Geſchick: Vereitelung
des rechtzeitigen Friedens, abenteuerlichen Annexionspläne, Be
reicherung für die Jnduſtriellen für die verhungernden, körper-
lich und ſeeliſch heruntergekommenen arbeitenden Volksteile
Arbeit? zwang für Männer und Frauen.

Wer den Lauf der Weltgeſchichte begreifen will, wer lernen will,
einem Voſſk eine beſſere Zukunft zu ſchaffen, der leſe dieſes Buch.

B. T.

Zentralblatt für Gewerbehugiene und
Unfallverhütung.

Herausgegeben im Auftrage der Deutſchen Geſellſchaft für Ge
werbehvgiene. Verlag Chemie, G. m. b. H., Leipzig Berlin.

Es find namhafte Aerzte und Sogialpolitiker, die ſich in den
Diemſt für Aufklärung über eine ger Gewerbehygiene und
Unfallverhütung ſtellen. Kann es eine edlere Aufgabe geben?
Wieviel Lebensglück fletßiger Menſchen wird durch Stauhb, giftige
Gaſe. durch verneidhare Unfälle zerſtört; wieviel Arbeitsfraft und
damit Nationalreichtum könnte erhalten werden, wenn ja wenn
ärztliche Erfahrung und wiſſenſchaftliche Erkenntnis nach dem
jeweiligen Höchſtſtande vraktiſch angewendet würden. Dieſem Ziele
dient oben genannte Geſellſchaft und ihr Zentralblatt mit den aus
gezeichneten Beiheften, von denen die zwei erſten vorliegen.
auch in großen Teilen der Arbeiterſchaft von dem Wirken der Ge
ſeliſchaft, noch keine Kenntnis vorhanden ſein, die Notwendigkeit,
ſich gegen die Gefahren ihres Berufs zu ſchutzen, haben die Arbeiter
ſchon lange erkannt Die Vorbedingungen zu einem verſtändnis-
tollen Zuſammenarbeiten beider Teile ſind alſo gegeben. Doch
helfen auch Sie mit. Aerzte und Sozigalpolitiker, um dem Arbeiter
mehr Zeit zu verſchaffen, als er jetzt hat, damit er ſich unterrichten
kann. Sein guter Wille allein tut es nicht. Praktiſche Vorſchläge
muß er ſeinem Unternehmer machen können, denn der tut ſelten
etwas Hervorragendes aus eigenem Entſchluß. Und noch eins
Helfen Sie mit und ſchaffen Sie dem Arbeiter gute Wohnungen
und ſeiner geplagten Frau Zeit, ſie inſtand zu halten, damit der
Unterſchied zwiſchen Wohnung und Werkfſtatt ihm allezeit ein An
ſporn ſei, auch die letztere geſundheitlicher auszubauen. Die Be
triebsrate ſeien auf die Zeitſchrift hingewieſen. Namentlich das
1. Beiheft icber „Die Belehrung der Arbeiterſchaft über die Be
rufsgefahren und ihre Mitwirkung bei der Bekämpfung derſelben“

gibt gute Fingerzeige. P. T.
Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. Von Prof. Dr. G. Rad

ber uch. Wiſſenſchaft und Bildung Nr. 79/79 Fünfte und
ſechſte durchgearbeitele Auflage. 21. bis 30. Tauſend. 212 Seiten.
Preis in Halbleinenband 3.20 Mk. Verlag von Quelle u. Meer
ir Leipzig. Dieſes nunmehr in kurzer Zeit ſchon in etwa 20 Tau
ſerd Exemplaren verbreitete Buch möchte man jedem angehenden
Juriſten ſowie jedem intereſſierten Menſchen in die Hand geben.
Es iſt keine „Einführung“ im banglen Sinne des Wortes, keine
Schrift, die in populärer Weiſe die Anfangsgründe der Juris-
prudenz vorträgt. ſondern eine Darſtellung der philoſophiſchen
Grundlagen des Rechtes, der geiſtigen Kräfte die in den verſchie-
denen Zweigen des Rechtes. im Staats- und Privatyechte, im
Verwaltungs. Prozeß und Strafrechte, im Kirchen und Völker
rechte an der Bildung und Umbildung der geltenden Normen tätig
geweſen ſind. Trosdem eine Fülle hiſtoriſcher und philoſophiſcher
Betrachtamgen die Darſtellung belebt, verliert ſie ſich nie in Ein
zelheiten, immer bleibt der Verfaſſer über ſeinem Stoffe. Treff
lich iſt ſchon im Einleitungskapitel die Erörterung des Gegenſatzes
Zwiſchen individugliſtiſcher und follektiviſtiſcher Auffaſſung der
Aufgaben von Recht und Staat, ein Gegenſatz, der dann gewiſſer
maßen den roten Faden für die ſpäteren Kapitel bildet, in denen
immer wieder gezeigt wird. wie er alle Zweige des Rechtes be
herrſcht. Staatsrecht, Privatrecht, Gerichtsverfaſſungsrecht,
Prozeßrecht, Verwaltungsrecht, Kirchenrecht und Volksrecht werden
allſeitig behandelt. Voll feiner Bemerkungen iſt endlich das
Schlußkapitel „Rechtswiſſenſchaft“ mit ſeiner Analyfe der Gründe,
welche gerade begabten und phantaſievollen Menſchen die Be
ſchäftigurng mit der Rechtswiſſenſchaft wenig anziehend erſcheinen
laſſen. Alles in allem: Das Buch eines philoſophiſch denkenden
Juriſten, für Juriſten und intereſſierte Laien geſchrieben, die aus
dem Buche lernen können,a r daß das r ſich nicht
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